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PRÄVENTIVE ANSÄTZE UND ANREGUNGEN  
FÜR DIE PRAXIS

-

Im Kinderschutz spielen präventive Maßnahmen eine entscheidende Rolle, um allen Minderjährigen ein sicheres und 

förderndes Umfeld zum Aufwachsen zu bieten. Der Artikel bietet eine Einführung in die Thematik „inklusiver Kinder

schutz“, beleuchtet innovative Ansätze und bewährte Praktiken, die darauf abzielen, Risiken frühzeitig zu erkennen und 

gezielt Unterstützung für Minderjährige mit besonderen Bedarfen bereitzustellen. Erfahren Sie, wie Sensibilisierung und 

interdisziplinäre Zusammenarbeit in diesem Zusammenhang einen nachhaltigen Schutz gewährleisten können.

-

Einleitung
Der vorliegende Text versteht unter "inklusivem Kinder

schutz" weit gefasst eine Bündelung aller Maßnahmen, 

die sicherstellen sollen, dass alle Minderjährigen, un

geachtet individueller Merkmale wie z. B. einer Behin

derung, vor Gefahren geschützt aufwachsen können. 

"Inklusiver Kinderschutz" beinhaltet somit die Gestaltung 

und Verknüpfung präventiver Schutzmaßnahmen mit 

Unterstützungsangeboten und intervenierenden Schutz

maßnahmen. 

Zum präventiven Kinderschutz zählen einerseits struktu

relle Schutzmaßnahmen, wie z. B. räumliche Gegeben

heiten, personelle Maßnahmen, definierte Verfahrens

weisen und etablierte Standards in der Hilfegewährung 

und Leistungserbringung der Träger der öffentlichen und 

freien Kinder- und Jugendhilfe. Andererseits umfassen 

sie auch fallbezogene Instrumente, etwa eine frühzeitige 

Unterstützung von Eltern, die Stärkung der Kinder und 

Jugendlichen zur Wahrnehmung ihrer Rechte, aber auch 

die Schaffung eines entwicklungsfördernden Umfeldes 

entsprechend des individuellen Hilfebedarfs.1 

1  Zu berücksichtigen ist im präventiven Bereich die teilweise unterschiedliche Rechtslage, etwa für Ansprüche von Kindern und Jugendlichen nach dem SGB IX.

Der intervenierende Kinderschutz dagegen bezieht sich 

auf ein staatliches Eingreifen bzw. Tätigwerden, die 

Auslösung des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII und 

ggf. daraus resultierende Schutzmaßnahmen. Hierzu 

zählen beispielsweise individuelle Schutzpläne2

2  Vgl. ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt: Fachliche Empfehlungen zur Umsetzung des Schutzauftrags nach 8a SGB VIII, Beschluss des Bayerischen Landes
jugendhilfeausschusses vom 23.11.2022, Kapitel 2.5.2. Abrufbar unter: https://tinyurl.com/mpp9u9jd (zuletzt abgerufen am 10.11.2025).

 zur 

Sicherstellung des Kindeswohls, die Inobhutnahme nach 

§ 42 SGB VIII oder auch die Anrufung des Familienge

richts in diesem Kontext. 

Der Fokus des vorliegenden Textes liegt auf Minderjährigen 

mit Behinderung und ihren Familien und befasst sich im 

Schwerpunkt mit präventiven Ansätzen.

Die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe diskutiert bereits 

seit vielen Jahren über die Ausgestaltung einer inklu

siven Kinder- und Jugendhilfe und damit auch über 

einen inklusiv ausgerichteten Kinderschutz. Dies liegt 

insbesondere daran, dass der Inklusionsgedanke durch 

die letzten Gesetzesnovellierungen, wie etwa dem 

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) aus dem 

Jahr 2021, expliziter im SGB VIII verankert und in einigen 

Bereichen klarer formuliert wurde. Ein Beispiel hierfür ist 

die Anforderung an Fachkräfte, die besonderen Schutz

bedarfe von Minderjährigen mit Behinderung (gem. 

§§ 8a Abs. 4, 5, 8b Abs. 3 SGB VIII) zu berücksichtigen. 

Ebenso wichtig sind die Beteiligung und Beratung junger 

Menschen in verständlicher, nachvollziehbarer und wahr

nehmbarer Form gemäß §§ 8 Abs. 4, 10a Abs. 1,  

42 Abs. 2, 3 SGB VIII. Dies schließt auch die Hilfepla

nung nach § 36 Abs. 1 SGB VIII ein. Besonders betont 

werden auch die gleichberechtigte Teilhabe junger 

Menschen und der Abbau von Barrieren gemäß § 9 Nr. 4 

SGB VIII. In der Zusammenschau dieser neuen gesetz

lichen Anforderungen wird das praktische und metho

dische Vorgehen im Kinderschutz für Minderjährige mit 

Behinderungen von den Fachkräften in der Kinder- und 

Jugendhilfe intensiv aus verschiedenen Perspektiven 

beleuchtet und reflektiert. 

https://tinyurl.com/mpp9u9jd
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Dabei ist zu beachten, dass nach derzeitiger Rechtslage 

folgende Verantwortlichkeiten für alle Kinder und Jugend

lichen, auch mit Behinderungen, bestehen:

-

Angebote und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 

nach dem SGB VIII:

• Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit

seelischen Behinderungen nach § 35a SGB VIII,

• ambulante Hilfen zur Deckung eines erzieherischen

Bedarfs gemäß §§ 27 ff. SGB VIII, z. B. Erziehungs

beratung nach § 28 SGB VIII oder Sozialpädagogische

Familienhilfe nach § 31 SGB VIII,

• Angebote der Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII,

• allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie

nach § 16 SGB VIII, Koordinierende Kinderschutzstel

len (KoKi)3.

 

 

-

 

-

Leistungen des öffentlichen Trägers der Eingliederungs

hilfe nach dem SGB IX4:

-

•  Eingliederungshilfe für Kinder oder Jugendliche mit

geistigen, körperlichen oder Mehrfachbehinderungen

nach dem 2. Teil des SGB IX.

Den intervenierenden Kinderschutz gem. § 8a SGB VIII 

hingegen, als eine der zentralen und originären Aufgaben 

der Jugendämter, trifft diese Differenzierung in gesetz

lichen Regelungen nicht. Bei der Sicherstellung des 

Kinderschutzes sind die Jugendämter für alle Minderjäh

rigen verantwortlich. Dabei handelt es sich keineswegs 

um eine neue Aufgabe.

-

-

Die Wahrnehmung des intervenierenden inklusiven 

Kinderschutzes gem. § 8a SGB VIII erfordert auch eine in

klusive Orientierung am Kindeswohl. Die individuelle Le

benssituation der oder des Minderjährigen, bestehende 

Bindungen sowie mögliche Wünsche und Vorstellungen 

der oder des Minderjährigen sind dabei zu berücksich

tigen. Auch bei Vorlage einer vergleichbaren Diagnose 

gestalten sich die spezifischen Bedarfe der Kinder und 

Jugendlichen im Einzelfall häufig heterogen. Das Prinzip 

-

-

-

der individuellen Betrachtung und Risikoeinschätzung gilt 

insofern für alle Minderjährigen und damit unabhängig 

von einer Behinderung. 

Kurzer Überblick zu gesetzlichen Entwick
lungen im Kontext einer inklusiven Kinder- 
und Jugendhilfe

-

Dieser Abschnitt stellt eine, nicht abschließende, Über

sicht relevanter gesetzlicher Entwicklungen dar. 

-

Die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen ist im 

Jahr 1990 in Kraft getreten. Die Behindertenrechtskon

vention der Vereinten Nationen ist dagegen in Deutsch

land erst im Jahr 2009 in Kraft getreten. Mit der Entwick

lung dieses internationalen Übereinkommens wurde das 

Ziel verfolgt, für Menschen mit Behinderungen einen 

gleichberechtigten Zugang zu allen gültigen Menschen

rechten und Grundfreiheiten zu gewährleisten.5 Darin 

sind keine zusätzlichen Rechte für Menschen mit Behin

derungen enthalten, sondern Menschenrechte werden 

aus Sicht der Menschen mit Behinderungen und ihren 

individuellen Lebenslagen angemessen umgesetzt.6 

-

-

-

-

-

Das Bundeskinderschutzgesetz von 2012 wurde einge

führt, um sowohl im präventiven als auch im intervenieren

den Kinderschutz Verbesserungen zu erzielen.7 Es führte 

neben Änderungen im SGB VIII,8 auch zur Einführung des 

Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz 

(KKG). Das KKG führte zur bundesweiten Einführung der 

Frühen Hilfen als Bestandteil des präventiven Kinderschut

zes. Es enthält Regelungen zu Übermittlungsbefugnissen 

von Berufsgeheimnisträgerinnen und Berufsgeheimnis

trägern, die insbesondere zu einer stärkeren Einbeziehung 

des Gesundheitssektors beitragen sollen.9

-

-

-

- 

3  Mit der Ausnahme, dass KoKi sich auf die Arbeit mit werdenden Eltern und Familien mit Kindern im Alter von 0-3 Jahren beschränkt, vgl. Bekanntmachung des 
Bayerischen Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales über die Richtlinie zur Förderung Koordinierender Kinderschutzstellen KoKi – Netzwerk frühe 
Kindheit vom 21. Januar 2020 (BayMBl. Nr. 52), die zuletzt durch Bekanntmachung vom 2. Dezember 2024 (BayMBl. Nr. 644) geändert worden ist.

4  In Bayern sind dies gem. Art. 66d AGSG die sieben Bezirke.

5  Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen. Abrufbar unter: https://tinyurl.com/4fbjss8w (zuletzt abgerufen am 10.11.2025).
6  Vgl. Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen – UN-Behindertenrechtskonvention.  

Abrufbar unter: https://tinyurl.com/yc3k2j9b (zuletzt abgerufen am 10.11.2025).

7  Vgl. Deutscher Bundestag (2011): Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen, BT-Drs. 17/6256, Berlin, S. 1.
8  U. a. mit der Einführung des § 8b SGB VIII (Beratung von Personengruppen, die beruflich im Kontakt mit Kindern stehen), § 72a SGB VIII (Tätigkeitsausschluss 

einschlägig vorbestrafter Personen).
9  Vgl. Kunkel, P.-C./Kemper, J. (2022): Leipziger-Praxis-Kommentar-SGB VIII, 8. Aufl., Baden-Baden, KKG § 4 Rn.1.

Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) aus dem Jahr 2016 hat 

zahlreiche Regelungen des SGB IX (Eingliederungshilfe) 

neu gefasst. Ein zentrales Element dabei ist das Teilhabe

planverfahren. Ziel des Teilhabeplanverfahrens ist es, die 

Koordination der verschiedenen Leistungen für Menschen 

-

https://tinyurl.com/yc3k2j9b
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mit Behinderungen zu verbessern. Die beteiligten Leis

tungsträger sollen eng zusammenarbeiten und die Leistun

gen so koordinieren, dass sie lückenlos erbracht werden 

können. Doppelstrukturen und Zuständigkeitsstreitigkeiten 

sollen durch eine zentrale Koordination der „Hilfen wie aus 

einer Hand“ vermieden werden. Gleichwohl kommt es 

in der Praxis teilweise auch weiterhin zu Zuständigkeits

streitigkeiten zwischen den öffentlichen Trägern, was die 

Erbringung notwendiger Unterstützungsleistungen für die 

Kinder und Jugendlichen teils verzögert und erschwert. 

Folglich war die Einführung des BTHG ein wichtiger, aber 

noch nicht abschließender Schritt zu künftig nahtlos inein

andergreifenden Leistungen für die Betroffenen.

-

-

-

-

2021 trat das Teilhabestärkungsgesetz in Kraft, welches 

Teilhabechancen für Menschen mit Behinderungen 

konkretisierte. Zu den wichtigsten Änderungen gehört 

unter anderem die Einführung des § 37a SGB IX, der 

Leistungserbringer verpflichtet, geeignete Maßnahmen 

zum Schutz vor Gewalt, insbesondere für Frauen und 

Kinder mit Behinderungen, zu treffen und hierfür Schutz

konzepte zu entwickeln und umzusetzen. Zudem wurde 

die Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung (EUTB), 

z. B. durch eine klarere Regelung zur Barrierefreiheit der 

Beratung, gestärkt (Änderung des § 106 SGB IX). Durch 

eine Änderung des § 94 SGB IX wurde die Beteiligung 

von Menschen mit Behinderungen und deren Verbänden 

im Reha-Prozess ausgebaut und verbindlicher gestaltet.

-

Mit Einführung des KJSG im Jahr 2021 wurden die Rechte 

aller Minderjähriger, insbesondere das Selbstbestim

mungsrecht und die gesellschaftliche Teilhabe, hervorge

hoben. Den Bedarfen junger Menschen, die beispielswei

se unter belastenden Lebensbedingungen aufwachsen 

oder wenig Zugang zu sozialer Teilhabe haben, soll durch 

die Neuregelungen angemessen begegnet werden. Mit 

dem KJSG wurde auch der Leitgedanke der Inklusion im 

SGB VIII verankert. Ein wirksamer Kinderschutz soll durch 

einen engeren Einbezug des Gesundheitswesens in die 

Verantwortungsgemeinschaft erfolgen.10 

-

-

-

10  Vgl. Deutscher Bundestag (2021): Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen, Berlin, BT Drs. 19/26107, S. 1-4.

Der konsequente nächste Schritt auf dem Weg zu einer 

inklusiven Kinder- und Jugendhilfe ist das Gesetz zur 

Ausgestaltung der inklusiven Kinder- und Jugendhilfe 

(IKJHG)11

11  Aktuell nur vorliegend als Entwurf (IKJHG-E), welcher der Diskontinuität unterliegt.

. Hier sollen die Leistungen für alle Kinder und 

Jugendlichen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhil

fe zusammengeführt werden. Die aktuelle Bundesregie

rung hat sich zum Ziel gesetzt, die inklusive Kinder- und 

Jugendhilfe durch Reduzierung von Schnittstellen und 

unter Einbeziehung des bereits erfolgten Beteiligungspro

zesses weiterzuverfolgen.12

-

-

-

12  Vgl. Die Bundesregierung (2025): Verantwortung für Deutschland, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, Berlin, Zeile 3214 ff.

Schutzauftrag für Minderjährige mit  
Behinderungen
Zahlreiche Studien zeigen auf, dass Minderjährige mit 

Behinderungen im Vergleich zu Minderjährigen ohne Be

hinderungen ein drei- bis vierfach höheres Risiko haben, 

Gewalt und Vernachlässigung zu erfahren.13

13  Vgl. Bange, Dirk (2020): Kinder mit Behinderungen und Kinderschutz – Ein vernachlässigtes Thema. Forum Erziehungshilfen, Weinheim, S. 178-184.

 Zudem ist 

bekannt, dass Minderjährige mit Behinderungen – aus un

terschiedlichen Gründen – oftmals besonders vulnerabel 

sind und im Vergleich zu Minderjährigen ohne Behinderun

gen zusätzliche Schutzbedürfnisse haben. Damit verbun

dene Risiken können sowohl aus der Behinderungsform 

selbst, etwa durch behinderungsspezifische Sinnesbeein

trächtigungen, als auch durch Belastungen des familiären 

Systems, z. B. aufgrund eines erhöhten Betreuungs

aufwands, resultieren. Weitere Risiken können sich im 

Kontext institutioneller Strukturen, beispielsweise durch 

häufig wechselndes Personal oder eine unzureichende 

Partizipation, etwa bei der Erarbeitung von Schutzkon

zepten, ergeben. Sie können zudem durch pflegerisch 

notwendige Handlungen entstehen, die teils an der 

Schwelle zu Grenzverletzungen liegen. Auch einstellungs- 

und umweltbedingte Barrieren, wie fehlende Barrierefrei

heit bei sozialen Aktivitäten und zu wenig Sichtbarkeit im 

öffentlichen Raum, stellen Risikofaktoren dar.

-

-

-

-

-

-

-

-

Trotz des erhöhten Risikos kommt aus der Praxis der 

Allgemeinen Sozialen Dienste (ASD) die Rückmeldung, 

dass Minderjährige mit Behinderungen im Kontext der 

Wahrnehmung des Schutzauftrags der Jugendämter 

deutlich unterrepräsentiert sind. Es gibt aktuell noch keine 

statistische Auswertung von abgeschlossenen Gefähr

dungseinschätzungen bei Minderjährigen mit Behinde

rungen.14

14 Änderungen an der Statistik gab es durch das KJSG, es wird nun bei den Verfahren nach § 8a SGB VIII vermerkt, ob bei der minderjährigen Person eine Einglie
derungshilfe besteht. Der erste Erhebungsjahrgang war 2023.

 Darüber hinaus wurden bisher kaum Studien im 

deutschsprachigen Raum initiiert, welche sich mit diesem 

Themenfeld befassen. 

-

-

-
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Das signifikante Ungleichgewicht von Risikopotenzial und 

Anzahl von Minderjährigen mit Behinderung bei Mitteilun

gen gewichtiger Anhaltspunkte gem. § 8a SGB VIII macht 

es notwendig, einen genaueren Blick auf die Ursachen 

und auf mögliche Lösungsansätze zu werfen. 

-

Erste Ansätze und Anregungen für die Praxis
Einen ersten Ansatzpunkt bietet hierbei ein vertieftes 

Verständnis für die Lebensrealitäten der Familien mit 

Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen sowie der 

betroffenen Minderjährigen selbst.

1. Den spezifischen Schutzbedürfnissen von Min

derjährigen mit Behinderung im Kontext des § 8a 

SGB VIII muss Rechnung getragen werden

 -

Das KJSG enthält in mehreren Normen die Regelung, 

dass den spezifischen Schutzbedürfnissen von Kindern 

und Jugendlichen mit Behinderung Rechnung zu tragen 

ist.15

15  Vgl. bspw. § 8a Abs. 4, § 8b Abs. 3 SGB VIII.

 Dementsprechend ist gemäß § 8a Abs. 4 SGB VIII 

in die Vereinbarungen der Jugendämter mit den Trägern 

von Einrichtungen und Diensten die verpflichtende 

Hinzuziehung einer Fachberatung aufzunehmen, die 

hinsichtlich spezifischer Schutzbedürfnisse von Kindern 

und Jugendlichen mit Behinderung qualifiziert ist. Die 

Aufgabe der insoweit erfahrenen Fachkräfte besteht 

darin, die fallverantwortlichen Fachkräfte zu beraten, 

die direkt mit den Eltern, Kindern, Jugendlichen und 

anderen Beteiligten arbeiten.16

16  Vgl. Münder/Meysen/Trenczek (Hrsg.) (2022): Frankfurter Kommentar SGB VIII, 9. Auflage, Baden-Baden, § 8a SGB VIII, Rn. 68; vgl. auch Bringewat Peter 
(2011): Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung und Bundeskinderschutzgesetz. ZKJ – Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe herausgegeben in 
Verbindung mit der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung e. V., Fürth, S. 278, S. 280.

 Mit dieser Regelung hat 

der Gesetzgeber sichergestellt, dass die erforderliche 

Qualifikation – insbesondere im Hinblick auf die spe

zifischen Schutzbedürfnisse von Minderjährigen mit 

Behinderung – auch für insoweit erfahrene Fachkräfte 

bei Trägern von Einrichtungen und Diensten gilt.17

17  Vgl. Deutscher Bundestag (2021): Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen, Berlin, BT Drs. 19/26107, S. 75.

 Ein 

bedeutender Beitrag zur Berücksichtigung spezifischer 

Schutzbedürfnisse besteht darin, dass Fachkräfte unter 

anderem ein Verständnis dafür entwickeln, wie Behinde

rungen in Kombination mit anderen Lebensumständen 

von Minderjährigen zu Gefährdungssituationen führen 

können. Es erfordert zudem die Fähigkeit, die spezifi

schen Herausforderungen Minderjähriger mit Behin

derung bei Beteiligungs- und Klärungsprozessen zur 

Abwendung von Gefährdungen zu erkennen und diesen 

adäquat begegnen zu können. Nur so können Fehlinter

-

-

-

-

-

pretationen im Rahmen der Gefährdungseinschätzung 

vermieden werden. Fachkräfte in der Wahrnehmung des 

Schutzauftrags müssen dabei nicht über allumfassende 

Kompetenzen zu jeder Behinderungsform verfügen. Sie 

müssen jedoch wissen, wo sie sich bei Bedarf differen

zierte Expertise einholen können. 

-

In Bayern bietet die Bayerische Kinderschutzambulanz 

des Instituts für Rechtsmedizin unter anderem eine 

geschützte Online-Plattform (RemApp; www.remapp.de) 

an, an die sich auch Mitarbeitende der Jugendämter zur 

konsiliarischen Beratung vor allem in medizinischen Kin

derschutzfragen wenden können. Dies schließt explizit 

auch Fälle ein, in denen behinderungsbedingte Besonder

heiten, wie beispielsweise medizinische Fragestellungen, 

behinderungsspezifische Anzeichen von Misshandlung 

oder Schwierigkeiten in der Kommunikation, zu berück

sichtigen sind.18 

-

-

-

18  www.remapp.de, (zuletzt abgerufen am 10.11.2025).

2. Zur Sensibilisierung und Sichtbarkeit der Lebens

welt von Minderjährigen mit Behinderung, ihren 

Familien und familiären Herausforderungen

 -

Minderjährige mit Behinderungen und deren Familien 

müssen stärker in den Blick genommen und Fachkräfte 

für deren spezifische Schutzbedürfnisse und Lebensla

gen sensibilisiert werden. Im öffentlichen Raum sind Fa

milien mit Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen 

in Deutschland kaum wahrnehmbar.19

19  Vgl. Münder/Meysen/Trenczek (Hrsg.) (2022): Frankfurter Kommentar SGB VIII, 9. Auflage, Baden-Baden, Einleitung Rn. 12.

 Dies geht damit 

einher, dass Wissen in Bezug auf die besonderen Le

benslagen, Risiken und Bedarfe von Minderjährigen mit 

Behinderungen fehlt. Das betrifft bspw. Wissen darüber, 

wie sich bestimmte Behinderungen auf das Erleben und 

Erkennen von Gefährdungssituationen auswirken, wie 

Kommunikationsbarrieren überwunden werden können, 

welche zusätzlichen Schutzmaßnahmen erforderlich sind 

und wie bestehende Unterstützungsstrukturen optimal 

genutzt werden können.

-

-

-

Ist dieses Wissen bei Fachkräften und anderen Beteilig

ten nicht vorhanden, werden die spezifischen Schutzbe

dürfnisse und Herausforderungen von Minderjährigen 

mit Behinderungen gegebenenfalls nicht rechtzeitig 

erkannt und berücksichtigt. Dies kann dazu führen, dass 

-

-

T H E M A

https://www.remapp.de
https://www.remapp.de
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notwendige Schutzmaßnahmen nicht oder nicht pass

genau eingeleitet werden und betroffene Minderjährige 

Risiken weiterhin ausgesetzt bleiben. 

-

Eine entsprechende Bewusstseinsbildung und Sensibili

sierung ist in der Fachpraxis der Kinder- und Jugendhilfe 

bislang noch nicht im erforderlichen Maße etabliert. Die 

Lebenswelt von Minderjährigen mit Behinderungen und 

ihren Familien stellt für viele Fachkräfte aus der Kinder- 

und Jugendhilfe ein Themenfeld dar, mit dem sie im 

Berufsalltag bislang nur wenig Berührungspunkte hatten. 

Die oft exkludierenden Lebensbedingungen in unserer 

Gesellschaft, beispielsweise eine nicht überall gewähr

leistete Barrierefreiheit im öffentlichen Leben, erschwe

ren eine Annäherung an die Zielgruppe von Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderungen und ihren Familien 

noch zusätzlich.

-

-

-

Der Zeitpunkt, an dem Eltern erfahren, dass ihr Kind eine 

oder mehrere Beeinträchtigungen hat, ist sehr unter

schiedlich und variiert von pränatal bis viele Jahre später 

postnatal.20

20  Vgl. Forschungsbericht der Info GmbH im Auftrag des BMAS (2022): Eltern von Kindern mit Beeinträchtigungen – Unterstützungsbedarfe und Hinweise auf 
Inklusionshürden, Berlin, S. 52.

 Mitunter dauert es Jahre und erfordert eine 

kontinuierliche Nachverfolgung zahlreicher Arzttermine, 

um eine Diagnose zu erhalten. Dies führt dazu, dass 

Eltern über einen oft langen Zeitraum Ungewissheiten 

und Besorgnissen ausgesetzt sind. 

-

In der Regel beginnt ab dem Zeitpunkt, an dem die Di

agnose vorliegt, eine aufwändige, häufig eigenständige 

Recherche nach Informationen über die jeweilige Beein

trächtigung und Unterstützungsmöglichkeiten, welche 

zeitliche Ressourcen beansprucht, die in den meisten 

Fällen nicht zur Verfügung stehen. Oft finden sich An

sprüche und Unterstützungsmöglichkeiten in über fünf 

verschiedenen Gesetzbüchern, was einen schnellen 

Überblick deutlich erschwert. Im Besonderen sind das 

die Gesundheitshilfe nach dem SGB V, die Rentenver

sicherung nach dem SGB VI, die gesetzliche Unfallver

sicherung nach dem SGB VII, die Eingliederungshilfe 

nach dem SGB IX, die soziale Pflegeversicherung nach 

dem SGB XI oder auch die Kinder- und Jugendhilfe nach 

dem SGB VIII. Oft müssen im Zuge der Antragstellung 

und -bearbeitung längere Zeiträume überbrückt werden. 

Um eine Versorgung dennoch bestmöglich sicherzustel

len, sieht das BTHG vor, dass bei Unklarheiten über die 

Zuständigkeit der sogenannte zweitangegangene Träger 

-

-

-

-

-

-

die Leistung zunächst vorläufig erbringen muss. So soll 

verhindert werden, dass es aufgrund von Zuständigkeits

streitigkeiten oder langen Bearbeitungszeiten zu Versor

gungslücken kommt.

-

-

Die Bedarfe von Kindern und Jugendlichen mit Behin

derung unterliegen im Laufe der Entwicklung Verände

rungen. Dies macht eine kontinuierliche Anpassung der 

Unterstützungsleistungen erforderlich. So können sich 

mit zunehmendem Alter neue Bedarfe und Bedürfnisse, 

etwa Autonomiebestrebungen und der Wunsch nach 

sozialer Interaktion mit Gleichaltrigen, ergeben, wohin

gegen andere Bedürfnisse, wie etwa Nähe und Sicher

heit zu den Bezugspersonen, in den Hintergrund treten. 

Bedarfsgerechte Unterstützungsleistungen sind daher 

ein fortwährendes Thema, das nicht an Aktualität verliert 

und die Familien möglicherweise prozesshaft ein Leben 

lang begleitet. 

-

-

-

-

Leben Geschwisterkinder in der Familie, können diese 

in manchen Fällen unter der Situation leiden, da für sie 

wegen des oftmals hohen Versorgungs- und Betreu

ungsaufwands des beeinträchtigten Geschwisterkindes 

weniger Zeit und Aufmerksamkeit bleibt. Auch den 

Eltern selbst bleibt weniger Zeit, um den eigenen Inter

essen oder Bedürfnissen nachzukommen, was häufig als 

sehr belastend empfunden wird. Vorbehalte und Berüh

rungsängste des sozialen Umfelds stellen zusätzliche 

Belastungsfaktoren dar und können bei den betroffenen 

Familien und ihren Kindern ein Gefühl der Ausgrenzung 

befördern.

-

-

-

Diese Herausforderungen sollte jede Fachkraft kennen, 

wenn sie im Rahmen des sowohl präventiven als auch 

intervenierenden Kinderschutzes mit Familien und ihren 

Kindern oder Jugendlichen mit Behinderungen in Kontakt 

tritt. Hintergrundwissen kann das Verständnis für die 

familiäre Situation erleichtern, was sich wiederum posi

tiv auf die Einleitung von Unterstützungsleistungen und 

Hilfen auswirken kann.

-

3. Verständlich, nachvollziehbar, wahrnehmbar: 

Schlüsselbegriffe auch im inklusiven Kinderschutz

 

Das KJSG fordert hinsichtlich des Vorgehens, der Aufklä

rung und der Beratung durch die Fachkräfte explizit, dass 

diese in einer „verständlichen, nachvollziehbaren und 

-

T H E M A



M I T T E I L U N G S B L A T T  0 1 - 2 0 2 6

7

wahrnehmbaren Form“ erfolgen müssen,21

21  Diese Formulierung findet sich in zahlreichen Normen des SGB VIII wieder, unter anderen §§ 8 Abs. 4, 10a Abs. 1, 36 Abs.1, 42 Abs. 2 und 3 SGB VIII.

 womit Artikel 

21 der VN-Behindertenrechtskonvention (u. a. Zugang zu 

Informationen) Rechnung getragen wird.22

22  Vgl. Deutscher Bundestag (2021): Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen, Berlin, BT Drs. 19/26107, S. 6. Ähnliche Formulierungen 
finden sich auch in anderen Sozialgesetzbüchern wieder.

 Dies erfor

dert die Berücksichtigung des grundlegenden fachlichen 

Prinzips der Sozialen Arbeit, sich an den Möglichkeiten 

und Horizonten der Adressatinnen und Adressaten zu 

orientieren.23 

-

23  Vgl. Meysen/Lohse/Schönecker/Smessaert (Hrsg.) (2022): Das neue KJSG, 1. Auflage, Baden-Baden, Kap. 1 Rn. 19.

Verständlich ist etwas, wenn Informationen und Maß

nahmen klar und eindeutig kommuniziert werden und 

die Bedeutung des Gesagten oder der Handlung erfasst 

wurde. Die Beteiligten sind sich über den inhaltlichen 

Sinn im Klaren. 

-

Nachvollziehbar ist es, wenn das, was besprochen und 

festgelegt wurde, sowohl hinsichtlich der Begründung 

als auch der dahinterliegenden Bedeutung, einschließ

lich möglicher Auswirkungen und Konsequenzen für die 

Beteiligten, klar ist. 

-

Wahrnehmbar ist etwas, wenn die Äußerungen tatsäch

lich bei der Empfängerin bzw. beim Empfänger ange

kommen sind. Individuelle Kommunikationsbedürfnisse 

sollten hierbei berücksichtigt werden.24 

-

-

24  Vgl. Schrapper, C. (2022): Hilfeplanung mit deutlich gestärkten Rechten für junge Menschen und Eltern sowie in verständlicher, nachvollziehbarer und wahr
nehmbarer Form – Wie kann das gelingen? Das Jugendamt – Zeitschrift für Jugendhilfe und Familienrecht e. V., Heidelberg, JAmt 2022, S. 376.

Zusammenfassend geht es darum, dass die Familien und 

deren Kinder die Informationen aufnehmen, verstehen 

und die daraus resultierenden Konsequenzen für sich 

einordnen können. Insbesondere durch die Verwendung 

alternativer Kommunikationsmethoden kann dieses Prin

zip Anwendung finden.

-

So ist der örtliche Träger der öffentlichen Kinder- und 

Jugendhilfe für die Vorhaltung geeigneter Kommunikati

onsmethoden verantwortlich.25

-

25  Vgl. Meysen/Lohse/Schönecker/Smessaert (Hrsg.) (2022): Das neue KJSG, 1. Auflage, Baden-Baden, Kap. 1 Rn. 21.

-

-

-

-

-

T H E M A

-

Beispiele alternativer Kommunikationsmethoden

•  Dokumente oder Informationsmaterialien, die für 

Menschen mit Sehbehinderungen lesbar sind, z. B. 

Braille-Schrift

•  Verwendung Leichter Sprache, Dolmetschende für 

Leichte Sprache oder Gebärdensprache

•  Vermeidung von fachspezifischem Vokabular

•  Piktogramme, Bilder, Karten oder Einbau von 

sprachlich verständlichen Begriffen, auch zur Kom

munikation mit Kindern und Jugendlichen, die noch 

nicht oder nicht gut lesen können26

-

26  Ein praktisches Beispiel hierfür ist die „Material-Box Kinderschutz“, entwickelt von einem Projektteam des Instituts für soziale Arbeit e. V., Mitarbeitenden des 
Jugendamts der Stadt Münster und dem Kinder- und Jugendhilfeträger Outlaw gGmbH. Die Box enthält, unter anderem, anschauliche Karten, Bücher, Sticker 
und Arbeitshefte, anhand derer durch die Fachkräfte der Allgemeinen Sozialen Dienste eine aktive Beteiligung von Kindern und Jugendlichen im Kinderschutz, 
der Hilfeplanung, oder weiteren Aufgaben der Jugendämter ermöglicht werden soll. Vgl. https://tinyurl.com/eudx6xmy (zuletzt abgerufen am 10.11.2025).

Die Umsetzung von verständlichen, nachvollziehbaren 

und wahrnehmbaren Maßnahmen im inklusiven Kin

derschutz erfordert von Fachkräften ein hohes Maß an 

Sensibilität und Engagement. Diese Prinzipien können 

wesentlich dazu beitragen, eine sicherere und unterstüt

zende Umgebung für alle Kinder und Jugendlichen zu 

schaffen. 

4. Vernetzung

Eine Vernetzung an den Schnittstellen zwischen Akteurin

nen und Akteuren der Kinder- und Jugendhilfe nach dem 

SGB VIII und der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX 

bringt für beide Seiten idealerweise einen Gewinn, da 

beide Systeme voneinander lernen und profitieren. 

Wissen um die jeweiligen Aufgaben, Zuständigkeiten und 

Zielsetzungen sowie die Möglichkeiten und Grenzen des 

anderen Systems und dessen Akteurinnen und Akteure 

beugt Missverständnissen im Rahmen einer Kooperation 

vor. Ein Abgleich der Haltung der Fachkräfte aus der Kin

der- und Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe beför

dert die Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses 

zu Bedarfen und geeigneten Hilfen für die Kinder und 

Jugendlichen und ihre Familien. Dies trägt insbesondere 

auch dazu bei, dass im Bedarfsfall schnell auf die richtige 

https://tinyurl.com/eudx6xmy
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Expertise zurückgegriffen und Unterstützungsleistungen 

frühzeitig und bedarfsgerecht koordiniert werden kön

nen. Gleichzeitig wird verhindert, dass Hilfeverläufe ins 

Stocken geraten oder Bedarfe der Zielgruppe übersehen 

bzw. falsch eingeschätzt werden.

-

Insbesondere in Kinderschutzfällen ermöglicht eine gute 

Vernetzung einen schnellen Informationsaustausch und 

den Zugang zu bislang gegebenenfalls noch nicht einge

bundenen Fachstellen, was die Handlungsfähigkeit des 

ASD deutlich stärkt.

-

Eine Möglichkeit, die Zusammenarbeit zwischen Kinder- 

und Jugendhilfe und Eingliederungshilfe verbindlich zu 

regeln, besteht in der Erarbeitung von Kooperationsver

einbarungen. Diese bilden eine bewährte Grundlage für 

die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit, sowohl 

im präventiven als auch im intervenierenden Kinder

schutz. 

-

-

-

-

- 

 

-

 

- 

 

-

-

-

-

-

-

T H E M A

Best-Practice-Beispiele der Vernetzung

•  Kooperationsvereinbarungen und regelmäßige  

interdisziplinäre Treffen

•  interdisziplinäre Besetzung bereits bestehender 

eigener oder externer Arbeitskreise

•  verschriftlichte Übersicht für die Fachkräfte, die den 

Schutzauftrag wahrnehmen, welche Stellen über 

spezifische Expertinnen und Experten zu speziali

siertem Fachwissen verfügen, z. B. Suchterkran

kungen, Behinderungen, sexuelle Gewalt

-

-

5. Umsetzung inklusiver Angebote

Dem Inklusionsgedanken wird dann Rechnung getragen, 

wenn es Standard ist, dass Menschen mit und ohne Be

hinderungen gemeinsam am täglichen Leben teilnehmen. 

Bisher findet dies in unserer Gesellschaft noch zu wenig 

statt, auch da es noch zu wenige inklusiv ausgerichtete 

Angebote und Einrichtungen gibt. Dadurch existieren we

nig Berührungspunkte zwischen jungen Menschen mit 

und ohne Behinderung und ihren Familien. Ein weiterer 

Schritt ist es daher, die Schaffung inklusiver Angebote 

voranzubringen.

Die Gesetzesbegründung27 

27  Vgl. Deutscher Bundestag (2021): Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen, Berlin, BT-Drs. 19/26107.

zum KJSG beinhaltet eine 

diesbezügliche Zielvorgabe für die Jugendhilfeplanung 

nach § 80 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII, welche die Planung 

wirksamer, vielfältiger, inklusiver und aufeinander abge

stimmte Angebote gewährleistet. Dieser Auftrag zur 

inklusiven Jugendhilfeplanung bezieht sich zwar grund

sätzlich auf den aktuellen gesetzlich festgelegten Hand- 

lungsrahmen im Zuständigkeitsbereich nach dem SGB VIII  

und damit nicht auf Angebote aus dem Leistungskatalog 

des SGB IX. Umfasst von einer inklusiven Ausgestaltung 

sind jedoch jetzt bereits unter anderem Angebote der 

Jugendarbeit, Familienarbeit und der Kindertagesbe

treuung, ebenso wie ambulante Angebote der Hilfen 

zur Erziehung und Inobhutnahmeeinrichtungen (s. Aus

führungen oben).28 

28  Meysen/Lohse/Schönecker/Smessaert (Hrsg.) (2022): Das neue KJSG, 1. Auflage, Baden-Baden, Rn. 25.

Eltern von Kindern mit Behinderungen stehen, wie 

bereits dargelegt, vor vielfältigen Herausforderungen. 

Inklusiv ausgerichtete Angebote und Hilfen können sie 

in der Wahrnehmung ihrer elterlichen Erziehungsverant

wortung unterstützen und entlasten. Die Jugendarbeit 

gemäß § 11 SGB VIII stellt in Abs. 1 explizit darauf ab, 

dass der Zugang und die Nutzbarkeit für junge Men

schen mit Behinderung sichergestellt werden müssen. 

Inklusiv gestaltete Angebote wie Familienstützpunkte 

oder andere sozialräumliche Einrichtungen ermöglichen 

Familien mit Kindern mit Behinderungen einen Zugang 

zu Ressourcen, Dienstleistungen und Möglichkeiten, die 

ihnen ansonsten möglicherweise verschlossen blieben. 

Kinder und Jugendliche profitieren in Bildungs- oder 

Betreuungseinrichtungen von einem gemeinschaftlichen 

Lernumfeld, das Vielfalt wertschätzt und individuelle 

Unterstützung bietet. Darüber hinaus wird der Austausch 

zwischen Familien mit unterschiedlichen Hintergründen 

gefördert und so ein offenes Miteinander geschaffen. 

Durch ihre barrierefreie und inklusive Ausrichtung 

ermöglichen sie allen Familien die Teilhabe an gemein

samen Aktivitäten und helfen dabei, Vorurteile oder 

Berührungsängste abzubauen. Die inklusive Ausrichtung 

fördert nicht zuletzt soziale Kohäsion, Vielfalt und gegen

seitiges Verständnis, was zu einem insgesamt harmoni

scheren und produktiveren sozialen Umfeld führen kann 

und die gesellschaftliche Integration aller Individuen 

fördert.
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6. Ressourcen nutzen – die Rolle des Verfahrens

lotsen

 - 

Die zum 1. Januar 2024 in den Jugendämtern verbind

lich eingeführten Verfahrenslotsen gemäß § 10b 

SGB VIII haben einen zweigliedrigen Auftrag: Einerseits 

haben sie gemäß § 10b Abs. 1 SGB VIII eine Lotsen

funktion, in der sie Familien und junge Menschen bei 

der Inanspruchnahme von Leistungen der Eingliede

rungshilfe durch das vielfältige System begleiten und 

unterstützen. Andererseits haben sie gem. § 10b Abs. 2 

SGB VIII den Auftrag, den örtlichen Träger der öffentli

chen Kinder- und Jugendhilfe bei der Zusammenführung 

der Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Men

schen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe zu 

unterstützen, um die avisierte Gesamtzuständigkeit der 

Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder und Jugendlichen 

– unabhängig von der Form der Behinderung – zum 1. 

Januar 2028 anzubahnen.29 

29  Auch bezeichnet als die „Große Lösung“ oder „Inklusive Lösung“.

Hierzu pflegen sie Kontakte 

und Netzwerke zu anderen Rehabilitationsträgern und 

berichten gegenüber dem öffentlichen Jugendhilfeträ

ger über ihre Erfahrungen der strukturellen Zusammen

arbeit.30 

30  Siehe § 10b Abs. 2, S. 2 SGB VIII.

Dazu zählen auch Erkenntnisse darüber, welche 

neuen Rehabilitationsträger und Einrichtungen ab 2028 

enge Kooperationspartner der Kinder- und Jugendhilfe 

werden, wie diese strukturell aufgestellt sind und über 

welche fachlichen Kompetenzen die Jugendämter dann 

verfügen müssen.31

- 

-

-

-

-

-

-

31  Vgl. Schönecker, Lydia, Meysen/Lohse/Schönecker/Smessaert (Hrsg.) (2022): Das neue KJSG, 1. Auflage, Baden-Baden, Rn. 13, vgl. auch Deutscher Bundes
tag (2021): Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen, Berlin BT-Drs. 19/26107, 79.

Die Verfahrenslotsen gem. § 10b Abs. 2 SGB VIII stellen 

damit bereits jetzt eine relevante Schnittstelle und eine 

große Ressource dar, wenn es um die Beurteilung von 

Bedarfen von jungen Menschen mit Behinderung geht. 

Zwar sind Verfahrenslotsen im Rahmen ihres Auftrags 

nach § 10b Abs. 2 SGB VIII ausdrücklich nicht für die 

individuelle Beratung der Mitarbeitenden eines ASD in 

Einzelfällen verantwortlich.32 

32  Vgl. dazu Fachliche Empfehlungen zur Umsetzung des Verfahrenslotsen nach § 10b SGB VIII, ZBFS-BLJA (2024): S. 17, sowie auch Bundesarbeitsgemein
schaft Landesjugendämter (2022): S. 11.

Jedoch verfügen Verfah

renslotsen über Erkenntnisse und Erfahrungen auf 

struktureller Ebene mit anderen Stellen, öffentlichen 

Einrichtungen und weiteren Rehabilitationsträgern. Da

durch besitzen sie wichtige Kenntnisse sowohl in Bezug 

auf Rahmenbedingungen als auch übergeordnete fach

liche Fragestellungen rund um die Eingliederungshilfe 

und relevante Netzwerkpartner. Dieses Wissen machen 

-

-

-

die Verfahrenslotsen auch anderen Fachbereichen eines 

Jugendamts zugänglich. 

Für die Fachkräfte im ASD ist die Expertise von Trägern, 

Einrichtungen, Diensten und Kooperationspartnern der 

Eingliederungshilfe von großem Wert – insbesondere 

auch in Fragen des intervenierenden inklusiven Kinder

schutzes. Die Einbindung von Expertinnen und Experten 

aus der Eingliederungshilfe entbindet die Fachkräfte des 

ASD hierbei allerdings nicht von einer eigenen Risikoein

schätzung. Vielmehr ist die Herangehensweise analog 

zur Einholung einer fachlichen Expertise zu sehen, wie 

dies bereits beispielsweise mit der Kinderschutzam

bulanz in medizinischen Fragestellungen oder anderen 

Professionen bei der Beurteilung von Befunden erfolgt.

-

-

-

Fazit – Prävention lohnt sich
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der leb

hafte Diskurs um eine inklusiv ausgerichtete Kinder- und 

Jugendhilfe förderlich ist, um zum einen den Schutz- 

auftrag für alle Minderjährigen – unabhängig von einer 

gegebenenfalls vorliegenden Behinderung – tatsäch

lich wahrzunehmen, als auch einen gleichberechtigten, 

bedarfsorientierten Zugang der Eltern von Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderung zu den Angeboten der 

Kinder- und Jugendhilfe zu gewährleisten. Zudem rückt 

er die Bedarfe und Teilhabebarrieren von Menschen mit 

Behinderungen mehr in das Bewusstsein der Gesell

schaft und trägt in diesem Zuge zur Sensibilisierung für 

die Bedarfe von Kindern und Jugendlichen mit Behinde

rung und ihren Familien bei.

-

-

-

-

Präventive Ansätze im inklusiven Kinderschutz sollen ver

stärkt und gefördert werden. Familien können entlastet 

und Krisen vermieden werden, wenn rechtzeitig präventi

ve Maßnahmen, wie etwa eine rechtskreisübergreifende 

Vernetzung und die Etablierung inklusiver Angebote, 

ergriffen werden. Es empfiehlt sich daher, frühzeitig in 

präventive Ansätze und Modellprojekte inklusiver Ange

bote zu investieren und bereits jetzt enge Kooperationen 

zu den Akteurinnen und Akteuren der Eingliederungshilfe 

aufzubauen, um gegenseitig voneinander zu profitieren 

und die interdisziplinäre Zusammenarbeit zu fördern.

-

-

-

-

-
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Abschließend lässt sich festhalten, dass der Begriff 

„inklusiver Kinderschutz“ primär als Impulsgeber und 

konzeptioneller Rahmen im Kontext der Entwicklung hin 

zu einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe verstanden 

werden sollte. Im intervenierenden Kinderschutz sind die 

örtlichen Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe 

seit jeher ihrem grundlegenden Auftrag verpflichtet, alle 

Minderjährigen – unabhängig von individuellen Vorausset

zungen oder Lebenslagen – gleichermaßen zu schützen. 

In diesem Sinne ist und war der Kinderschutz hier per 

se bereits inklusiv angelegt. Auf dem Weg hin zu einer 

inklusiven Kinder- und Jugendhilfe gilt es spätestens seit 

Inkrafttreten des KJSG und des Gesetzes zur Stärkung 

der Strukturen gegen sexuelle Gewalt an Kindern und  

-

Jugendlichen (UBSKMG), auch im präventiven Kinder

schutz verstärkt ein Augenmerk auf die spezifischen 

Schutzbedürfnisse von Kindern und Jugendlichen mit 

Behinderungen zu legen.

-

A N N A 
H E L L E R
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-

- 

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

J U G E N D S C H U T Z

RÜCKBLICK AUF DIE JUGENDSCHUTZFACH- 
TAGUNG 2025: „FOKUS JUGENDMEDIENSCHUTZ: 
HERAUSFORDERUNGEN IN DER PRAXIS“

Digitale Medien sind fester Bestandteil des Alltags von Kindern und Jugendlichen – und stellen damit auch den Jugend

medienschutz vor immer neue Herausforderungen. Vom 28. bis 29. Oktober 2025 veranstaltete das ZBFS – Bayerisches 

Landesjugendamt die mit der Aktion Jugendschutz, Landesarbeitsstelle Bayern e. V. jährlich im Wechsel stattfindende 

Jugendschutzfachtagung unter dem Titel „Fokus Jugendmedienschutz: Herausforderungen in der Praxis“. Die Fachta

gung im Kultur- und Kongresszentrum Regensburg nahm dabei den ordnungsrechtlichen Jugendschutz, insbesondere 

Abschnitt 3 „Jugendschutz im Bereich der Medien“ des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) in den Fokus. Während der 

gesamten Veranstaltung gab es ausreichend Zeit für den Austausch unter den Kolleginnen und Kollegen. 

-

-

Die digitale Lebenswelt von Kindern und 
Jugendlichen im Blick
Die Tagung bot den rund 75 Teilnehmenden ein vielfältiges 

Programm aus Vorträgen, Diskussionen und praxisnahen 

Austauschformaten. Neben Fachkräften des ordnungsrecht

lichen sowie des erzieherischen Jugendschutzes waren 

ebenfalls Kooperationspartner – namentlich die Aktion 

Jugendschutz (AJ), der Bayerische Jugendring (BJR) und 

das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und 

Soziales (StMAS) – vertreten. Durch die Fachtagung führte 

Christine Hiendl aus dem Arbeitsbereich Jugendschutz im 

ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt (ZBFS-BLJA).

Grußworte und Auftakt
Claudia Flynn, stellvertretende Leiterin der Verwaltung des 

ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt, sowie Andreas 

Holste, Leiter des Referats IV 4 im Bayerischen Staats

ministerium für Familie, Arbeit und Soziales, eröffneten die 

Tagung. Beide betonten die Bedeutung eines wirksamen 

Jugendmedienschutzes und die Herausforderungen, die 

technischer Fortschritt und neue Medienphänomene für 

die Fachpraxis bedeuten. In ihrer Eröffnungsrede unter

strich Claudia Flynn die zunehmende Relevanz des The

mas, da Kinder und Jugendliche heute einen Großteil ihrer 

Freizeit online verbringen und dabei immer häufiger mit 

problematischen Inhalten wie Fake News oder beleidigen

den Kommentaren konfrontiert werden. Claudia Flynn hob 

die Herausforderungen hervor, die sich durch technische 

Entwicklungen und die Verbreitung jugendschutzrelevanter 

Inhalte ergeben. 

Andreas Holste betonte in seinem Grußwort die Bedeutung 

von Medienkompetenzförderung und elterlicher Begleitung 

anstelle pauschaler Verbote von sozialen Medien für Min

derjährige. Aktuelle politische Initiativen, wie die Experten

kommission „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen 

Welt“ auf Bundesebene, wurden vorgestellt. Zudem wurde 

auf die bevorstehende Veröffentlichung aktueller Praxishin

weise zum (Online-)Versandhandel hingewiesen. Abschlie

ßend wurde den Jugendschutzfachkräften vor Ort für ihren 

engagierten Einsatz gedankt.

Fachvorträge: Recht, Praxis und aktuelle  
Entwicklungen
Im Mittelpunkt des ersten Tages standen die zentralen 

Fragen des gesetzlichen Jugendmedienschutzes und die 

praktische Umsetzung im Alltag der Fachkräfte:

Thomas Salzmann, stellvertretender Direktor der Bundes

zentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz (BzKJ), gab 

einen tiefen Einblick in die Arbeit der Prüfstelle für jugend

gefährdende Medien, die er mittlerweile stellvertretend 

leitet. 

Die BzKJ ist die zentrale Bundesbehörde für den Schutz 

von Kindern und Jugendlichen im digitalen und analogen 

Medienumfeld. Zu ihren Aufgaben gehören der Schutz vor 

entwicklungsbeeinträchtigenden und jugendgefährdenden 

Medien sowie die Förderung von Befähigung und Teilhabe 

im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention. Im Fokus steht 

die Prüfstelle, die im Rahmen eines gerichtsähnlichen Ver

fahrens prüft, ob Medien jugendgefährdend sind und gege

benenfalls indiziert werden müssen. Hierbei werden insbe
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sondere Inhalte wie Gewaltverherrlichung, Diskriminierung 

und Demokratiefeindlichkeit betrachtet. Die Spruchpraxis 

entwickelt sich fortlaufend weiter und passt sich aktuellen 

Phänomenen wie z. B. rechtsextremen Narrativen an. 

Anschaulich erläuterte Salzmann den Ablauf von Indizie

rungsverfahren und die Kriterien, nach denen Medien als 

jugendgefährdend eingestuft werden. Besonders beleuch

tet wurde die Rolle, die Jugendämter im Verfahren spielen 

können, und welche rechtlichen Rahmenbedingungen 

hier greifen. Das Jugendamt ist nach § 21 Abs. 2 JuSchG 

berechtigt, Indizierungsanträge zu stellen1

1  Siehe: https://tinyurl.com/5ff8af8m (letzter Aufruf am 13.01.2026).

. Das Prüfobjekt 

muss dabei vollständig übermittelt bzw. die URL bei Inter

netangeboten präzise genannt werden.

Sabine Seifert, ständige Vertreterin der Obersten Landesju

gendbehörden bei der Freiwilligen Selbstkontrolle der Film

wirtschaft (FSK), widmete sich dem Jugendmedienschutz 

an der Schnittstelle zum ordnungsbehördlichen Handeln. Im 

Rahmen der Tagung berichtete Seifert in ihrem Vortrag über 

die Arbeit der FSK. Sie erläuterte die gesetzlichen Grundla

gen, nach denen Filme und andere audiovisuelle Medien auf 

ihre Jugendverträglichkeit geprüft werden. Besonders hob 

sie die Kriterien hervor, anhand derer die Altersfreigaben 

vergeben werden, und deren Bedeutung für den Schutz von 

Minderjährigen – gerade angesichts der vielfältigen digitalen 

Ausspielwege und der permanenten Verfügbarkeit von In

halten. Sollte die Einschätzung aus Sicht des Jugendschut

zes zu niedrig erscheinen, können Jugendschutzfachkräfte 

dies bei der zuständigen obersten Landesjugendbehörde 

anzeigen und eine Überprüfung der Freigabe anregen. 

In Bayern empfiehlt es sich, sich vorab an den Bayerischen 

Mediengutachterausschuss im ZBFS – Bayerisches Landes

jugendamt zu wenden. Die oberste Landesjugendbehörde 

kann dann im Rahmen ihrer Aufsicht eine Nachprüfung 

veranlassen oder die FSK um Stellungnahme bitten, sodass 

gegebenenfalls eine erneute Bewertung des Films erfolgt. 

Abschließend ging Seifert auf aktuelle Herausforderungen 

durch neue Medienformate ein. 

In seinem Impulsvortrag beleuchtete Prof. Dr. Marc Liesching  

(Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig 

[HTWK Leipzig]), Experte für Medienrecht, die komplexe Zu

ständigkeitsverteilung im gesetzlichen Jugendmedienschutz. 

Er stellte dar, dass die Regulierung auf drei Ebenen erfolgt: 

Europäische Union (z. B. Digital Services Act, AVMD-Richt

linie), Bund (z. B. Jugendschutzgesetz, Gesetz gegen den 

unlauteren Wettbewerb) und Länder (z. B. Jugendmedien

schutz-Staatsvertrag). Die Exekutivzuständigkeiten liegen auf 

Bundesebene etwa bei der Bundeszentrale für Kinder- und 

Jugendmedienschutz (BzKJ) und der nationalen DSA-Durch

setzungsstelle, auf Länderebene bei der Kommission für Ju

gendmedienschutz (KJM) und den Landesmedienanstalten. 

Zudem existiert eine Co-Regulierung, etwa durch FSK und 

USK (Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle). Am Beispiel 

öffentlicher E-Sports-Veranstaltungen und Gaming-Locations 

wurden die Herausforderungen der jugendschutzrechtlichen 

Einordnung deutlich: Hier greifen verschiedene Vorschriften 

(z. B. §§ 11-13, 15 und 7 JuSchG sowie Bestimmungen des 

JMStV) in Abhängigkeit von Art und Ausgestaltung der Ver

anstaltung. Prof. Liesching betonte die Bedeutung einzelfal

lorientierter Lösungen, wie etwa Alterskontrollen, Zugangs

beschränkungen oder schriftliche Jugendschutzkonzepte, 

und verwies auf die Möglichkeit behördlicher Auflagen nach 

§ 7 JuSchG zur Gefahrenabwehr. Der Vortrag machte deut

lich, wie wichtig eine enge Zusammenarbeit aller beteiligten 

Akteurinnen und Akteure und Behörden für einen wirksa

men Jugendmedienschutz bei öffentlichen Veranstaltungen 

mit Medienbezug ist.

Als Abschluss des ersten Tages stand Prof. Liesching für 

ein Bühneninterview mit der Moderatorin zur Verfügung, im 

Rahmen dessen aktuelle Fragen zum Jugendmedienschutz 

diskutiert wurden. Thematisiert wurden unter anderem 

praktische Herausforderungen im Umgang mit neuen  

Medienformaten wie Gaming-Streams auf Großveranstal

tungen, VR-Angeboten und hybriden Eventformaten. Her

ausforderungen für die Jugendarbeit wurden ebenfalls  

angesprochen, etwa der Umgang mit beliebten, aber 

mittlerweile mit höherer Altersfreigabe eingestuften Spielen 

(wie FIFA oder Roblox) und die Frage nach möglichen Aus

nahmeregelungen für pädagogische Einrichtungen. 

Christine Hiendl im Gespräch mit Prof. Dr. Marc Liesching.  
Bild: ZBFS-BLJA

https://tinyurl.com/5ff8af8m
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Neues von den Kooperationspartnern
Der Schwerpunkt des zweiten Tages lag wie in den  

Vorjahren bei der Vorstellung aktueller Themen und  

Angebote der Kooperationspartner sowie bei der Klärung 

von Rechtsfragen. 

Beatrix Benz, die Geschäftsführerin der Aktion Jugend

schutz, Landesarbeitsstelle Bayern e. V., präsentierte zahl

reiche aktuelle Projekte und Initiativen im Bereich Jugend

schutz, Medienpädagogik, Sucht- und Gewaltprävention. 

Sie stellte die Fachzeitschrift „proJugend“ vor, die sich in 

diesem Jahr beispielsweise mit der Rolle digitaler Medien in 

der Sozialisation von Jugendlichen beschäftigt. Im Bereich 

Cannabis gibt es eine neue Elternbroschüre, eine weitere 

Broschüre zu Vapes ist in Vorbereitung. Daneben wurde 

eine neue Publikation erstellt, die pädagogische Fachkräfte 

im Umgang mit menschenfeindlichen und diskriminieren

den Aussagen durch biografisch-narrative Gesprächsfüh

rung und praxisnahe Beispiele unterstützt. Weiterhin wird 

neues Informationsmaterial für Eltern zum Thema Glücks

spiel in Einfacher Sprache und mit Inhalten zu Lootboxen 

erscheinen. Das Programm FREUNDE wurde umfassend 

überarbeitet und um neue Praxisinhalte ergänzt. ELTERN

TALK, das niedrigschwellige Elternangebot, verzeichnete 

2024 erneut eine hohe Beteiligung. 

-

-

-

-

-

-

-

Melda Werstein, Referentin für Medienpädagogik, Medien

politik und für den präventiven Jugendschutz beim Baye

rischen Jugendring, stellte insbesondere das neue Modul 

„Cannabis und Jugendarbeit“ vor, welches gemeinsam 

mit dem Bayerischen Zentrum für Prävention und Gesund

heitsförderung für die Onlineschulung „Cannabis: Wissen, 

verstehen, handeln“ erstellt wurde.2

-

-

-

2  Vgl. https://tinyurl.com/4n4b4bjf (letzter Aufruf am 13.01.2026).

Abschließend erfolgten die Berichterstattung von Neuig

keiten aus dem Jugendschutz, die Klärung eingegangener 

Rechtsfragen sowie die Diskussion von Praxisproblemen 

der Fachkräfte. Hierfür standen Christine Hiendl und Katha

rina Lehnerer (vormals Schlegl) vom Fachbereich Jugend

schutz aus dem ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt zur 

Verfügung. 

-

-

-

Die Vorträge der Veranstaltung stehen allen Jugendschutz

fachkräften auf der zugangsbeschränkten, onlinebasierten 

Austauschplattform OpenOlat zur Verfügung. Neben Aus

tauschmöglichkeiten für Fachkräfte können dort ebenfalls 

wichtige Informationen und Veröffentlichungen aus anderen 

Bereichen des Jugendschutzes abgerufen werden. 

-

-

Wir bedanken uns bei allen Teilnehmenden für das große 

Interesse und die rege Mitarbeit und hoffen, dass sie 

einige Impulse aus der Veranstaltung für den Jugend

medienschutz und die Herausforderungen in der Praxis 

mitnehmen konnten. 

-

Die nächste Jugendschutzfachtagung, organisiert von der 

Aktion Jugendschutz, Landesstelle Bayern e. V., findet vom 

28. bis 29. Oktober 2026 in Augsburg statt. 

 C H R I S T I N E 
H I E N D L

K AT H A R I N A 
L E H N E R E R 

https://tinyurl.com/4n4b4bjf
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B A Y E R I S C H E  B E R A T U N G S S T E L L E  F Ü R  M E N S C H E N  M I T  H E I M E R F A H R U N G  I N  D E R 

K I N D H E I T  U N D  J U G E N D  ( B M H )

CONSOZIAL 2025: AUFARBEITUNG SICHTBAR  
MACHEN UND INS GESPRÄCH KOMMEN

Von 29. bis 30. Oktober 2025 stellte die Beratungsstelle für Menschen mit Heimerfahrung in der Kindheit und Jugend 

(BMH) ihr Angebot auf der ConSozial vor. Die ConSozial gilt als eine der zentralen Fachmessen für den Sozialmarkt im 

deutschsprachigen Raum. Hier begegnen sich Träger und Verbände, Fachkräfte, politische Vertreterinnen und Vertreter 

und interessierte Besucherinnen und Besucher. Neben fachlichen Impulsen und Diskussionen bietet die Messe einen 

wichtigen Ort für Sichtbarkeit und Vernetzung.

- 17 - 

 
Abbildung: Der Koffer mit dem Teddy. (Bild: ZBFS-BLJA/Jagoda Hoppel) 

Zwei Aussagen rahmten diese Symbolik und luden die Besucherinnen und Besucher zum 
Nachdenken ein:  

„Erwachsen und trotzdem Kindheit im Gepäck.“ 
„Manche Geschichten brauchen ein Gegenüber.“ 

 
Beide Sätze greifen zentrale Erfahrungen aus den Beratungskontexten auf. Sie verweisen 
auf die Langzeitwirkung institutioneller Unterbringung, da viele Erwachsene mit 
Heimerfahrung frühe Prägungen lebenslang mit sich tragen, genauso wie Verletzungen oder 
Verlusterfahrungen. Gleichzeitig wird die Bedeutung der verlässlichen Beziehung in 
psychosozialen Beratungen sichtbar. Nicht jede Geschichte braucht unbedingt eine 
Intervention, aber jede Geschichte braucht Resonanz. 
 
Beteiligung schafft Begegnung 
Ein weiterer thematischer Zugang am Stand der BMH erfolgte durch die Einladung der 
Besucherinnen und Besucher, auf eine aktivierende Fragestellung schriftlich zu antworten. 
Diese lautete: „Was hast du als Kind gebraucht?“. Die Frage öffnete einen persönlichen 
Zugang und schuf einen Perspektivenwechsel. Die Resonanz war bemerkenswert. Worte 
wie „Geborgenheit“, „Wertschätzung“ und „Schutz“ sammelten sich im Laufe der zwei Tage. 
Auch Fachkräfte, die tendenziell in professionellen Rollenbildern denken, kommen für einen 
Moment wieder mit ihrer eigenen Kindheit in Berührung, und genau darin liegt auch die 
fachliche Qualität: Wer sich mit den eigenen Bedürfnissen auseinandersetzt, entwickelt ein 
vertieftes Verständnis für Bedarfe anderer.  
 
Deutliches Signal durch den Besuch der Staatsministerin 

B E R I C H T E

Für unsere Beratungsstelle war die Teilnahme nicht nur Teil  

der Öffentlichkeitsarbeit, sondern auch eine bewusste Ent

scheidung, das Thema der Heimerfahrung in der Kindheit 

und Jugend im professionellen Diskurs zu verankern.  

Menschen mit Heimerfahrung geraten im Hilfesystem 

nach dem Auslaufen von Kinder- und Jugendhilfeleistungen  

häufig aus dem Blick. Auf der ConSozial machten wir deut

lich, dass diese Anliegen weiterhin sozialarbeiterische 

Relevanz besitzen.

Ein Stand, der zum Innehalten einlädt
Als Blickfang stand auf unserem Messestand ein alter 

Koffer mit einem Teddybären. Der Teddybär steht sinnbild

lich für Kindheit und Schutzbedürftigkeit und symbolisiert 

das, was in der Kindheit Halt gibt, wenn Bezugspersonen 

dazu nicht in der Lage sind. Der Koffer steht symbolisch für 

biografisches Gepäck, das Menschen mit Heimerfahrung 

ein Leben lang begleitet. 

Abbildung: Der Koffer mit dem Teddy. (Bild: ZBFS-BLJA/Jagoda Hoppel)

Zwei Aussagen rahmten diese Symbolik und luden die 

Besucherinnen und Besucher zum Nachdenken ein: 

„Erwachsen und trotzdem Kindheit im Gepäck.“
„Manche Geschichten brauchen ein Gegenüber.“

Beide Sätze greifen zentrale Erfahrungen aus den Bera

tungskontexten auf. Sie verweisen auf die Langzeitwirkung 

institutioneller Unterbringung, da viele Erwachsene mit Heim

erfahrung frühe Prägungen lebenslang mit sich tragen, 

genauso wie Verletzungen oder Verlusterfahrungen. Gleich

zeitig wird die Bedeutung der verlässlichen Beziehung in 

psychosozialen Beratungen sichtbar. Nicht jede Geschichte 

braucht unbedingt eine Intervention, aber jede Geschichte 

braucht Resonanz.

Beteiligung schafft Begegnung
Ein weiterer thematischer Zugang am Stand der BMH 

erfolgte durch die Einladung der Besucherinnen und Besu

cher, auf eine aktivierende Fragestellung schriftlich zu ant

worten. Diese lautete: „Was hast du als Kind gebraucht?“. 

Die Frage öffnete einen persönlichen Zugang und schuf 

einen Perspektivenwechsel. Die Resonanz war bemerkens

wert. Worte wie „Geborgenheit“, „Wertschätzung“ und 

„Schutz“ sammelten sich im Laufe der zwei Tage. Auch 

Fachkräfte, die tendenziell in professionellen Rollenbildern 

denken, kamen für einen Moment wieder mit ihrer eigenen 

Kindheit in Berührung. Genau darin lag auch die fachliche 

Qualität: Wer sich mit den eigenen Bedürfnissen auseinan

dersetzt, entwickelt ein vertieftes Verständnis für Bedarfe 

anderer. 
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Deutliches Signal durch den Besuch der 
Staatsministerin
Ein besonderer Moment war der Besuch des Standes 

durch die Bayerische Staatsministerin für Familie, Arbeit 

und Soziales und weitere Stellvertreterin des Ministerpräsi

denten, Ulrike Scharf. Frau Staatsministerin nahm sich 

Zeit für ein Gespräch mit den Beraterinnen der BMH und 

informierte sich differenziert über das Beratungsangebot 

und weitere Bedürfnisse der Zielgruppe.

- 

Die Staatsministerin beteiligte sich auch an der Frageaktion, 

was sie als Kind gebraucht hat, und setzte damit ein sicht

bares Zeichen der persönlichen Auseinandersetzung. Dieser 

Moment war sehr wertschätzend und der gemeinsame 

Austausch unterstrich die gesellschaftliche und politische 

Relevanz des Themas. Er zeigte zugleich, dass Fragen von 

Heimerfahrung, Aufarbeitung und psychosozialer Begleitung 

auf höchster politischer Ebene wahrgenommen werden 

und die Bayerische Staatsregierung alles unternimmt, um 

sexuellen Missbrauch in Einrichtungen künftig möglichst zu 

unterbinden.

-

Sichtbarkeit als fachliche Verantwortung
Die ConSozial 2025 war nicht nur eine Plattform zur Infor

mation über das Angebot der BMH, sondern auch ein Ort 

der Sensibilisierung und Vernetzung. Viele Gespräche am 

Stand machten deutlich, dass in unterschiedlichen Arbeits

feldern Berührungspunkte mit Menschen mit Heimerfah

rung in der Kindheit und Jugend bestehen, jedoch spezifi

sches Wissen fehlt.

-

-

-

-

Die Messepräsenz trug dazu bei, diese Lücke zu schlie

ßen, und setzte ein klares Zeichen dafür, dass biografische 

Erfahrungen aus stationären Kontexten auch im Erwachse

nenalter professionelle Aufmerksamkeit benötigen.

-

- 

Der Teddybär und der alte Koffer bleiben bei den Besu

cherinnen und Besuchern im Gedächtnis. Ebenso bleibt 

der Eindruck der politischen Wertschätzung, verbunden 

mit der Motivation, das Thema der Aufarbeitung ernst zu 

nehmen und auch im politischen Diskurs weiter sichtbar zu 

machen. Zusammengenommen ist das aus der Perspekti

ve der Menschen mit Heimerfahrung ein wichtiger Schritt 

in Richtung Anerkennung, Vernetzung und nachhaltiger 

Unterstützung.

-

-

J A G O D A 
H O P P E L

B E R I C H T E
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K O K I  –  N E T Z W E R K  F R Ü H E  K I N D H E I T

FACHTAG: PRÄVENTION IM FOKUS –  
VERNETZUNG, VERANTWORTUNG UND WIRKUNG

Das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt lud am 7. Oktober 2025 in München und am 11. Dezember 2025 in Bamberg 

Fachkräfte der Koordinierenden Kinderschutzstellen (KoKi – Netzwerk frühe Kindheit) sowie Jugendamtsleitungen zum 

Fachtag „Prävention im Fokus – Vernetzung, Verantwortung und Wirkung“ ein. 

Vor dem Hintergrund aktueller Herausforderungen in der 

Kinder- und Jugendhilfe – wie hohem Fachkräftebedarf, 

knappen Budgets und zunehmend komplexeren Fallkons

tellationen – gewinnen frühzeitige, präventive Angebote an 

Bedeutung. Insbesondere die ersten Lebensjahre sind für 

eine gesunde Entwicklung von Kindern entscheidend. Die 

Frühen Hilfen verfolgen dabei das Ziel, Familien frühzei

tig zu erreichen, Ressourcen zu stärken und Risiken wie 

Kindeswohlgefährdung oder Entwicklungsschwierigkeiten 

vorzubeugen. Im Fokus der Fachtage stand die Frage, wie 

durch Vernetzung, klare Verantwortlichkeiten und wirksa

me Interventionen die Entwicklungschancen von Kindern, 

insbesondere in den ersten Lebensjahren, gesichert 

werden können. 

KoKis in Bayern – Fachliche und strukturelle 
Entwicklungen
Im Vortrag „KoKis in Bayern – Fachliche und strukturelle 

Entwicklungen“ skizzierte Prof. Dr. Ute Ziegenhain die 

Entstehung der Frühen Hilfen. Anlass seien tragische 

Kinderschutzfälle Anfang der 2000er Jahre gewesen, die 

die Notwendigkeit frühzeitig einsetzender Hilfen – ergän

zend zum Allgemeinen Sozialdienst – verdeutlicht hätten. 

Besonders in den ersten 48 Lebensmonaten sei das Risiko 

für tödliche Folgen durch Vernachlässigung und Misshand

lung am höchsten.

Die Ausgangssituation sei damals von einer unzurei

chenden interdisziplinären Kooperation und Vernetzung 

zwischen Institutionen – insbesondere dem Gesundheits

wesen, der Kinder- und Jugendhilfe, der Schwangerenbe

ratung, der Frühförderung und weiteren sozialen Diensten 

– geprägt gewesen. Systematische und präventive Zugän

ge zu Hilfen, beispielsweise durch Familienhebammen 

oder Familien-Gesundheits- und Kinderkrankenpflegende 

(FGKiKP), fehlten ebenso wie flächendeckend verfügbare, 

manualisierte, selektiv präventive Programme zur Förde

rung elterlicher Beziehungs- und Erziehungskompetenzen.

Mit dem Ziel der Intensivierung der Zusammenarbeit des 

Gesundheitsbereichs und der Kinder- und Jugendhilfe 

sowie der systematischen Vernetzung Früher Hilfen habe 

Bayern von 2006–2008 am länderübergreifenden Modell

projekt „Guter Start ins Kinderleben“ teilgenommen. 

Als Reaktion darauf seien 2009 die Koordinierenden 

Kinderschutzstellen (KoKi – Netzwerk frühe Kindheit) in 

Bayern etabliert worden. Diese unterstützten seither 

Kommunen beim Aufbau sozialer Frühwarnsysteme. Im 

Verantwortungsbereich der Jugendämter würden auf 

diese Weise Netzwerke koordiniert und familienbezogene 

Beratungsangebote bereitgestellt. Ziel sei die frühzeitige 

und niedrigschwellige Unterstützung von Eltern in belas

tenden Lebenslagen. Deutlich werde dabei auch, dass sich 

Investitionen in Frühe Hilfen auch fiskalisch lohnen, wie 

die Folgekostenperspektive bei Kindeswohlgefährdungen 

zeigt (s. Folie). Das bayerische KoKi-Modell habe insbeson

dere auch als Vorbild für die entsprechenden Regelungen 

im Bundeskinderschutzgesetz gedient.

-

Folie: Prof. Dr. Ute Ziegenhain, 07.10.2025 München und 11.12.2025 Bamberg

B E R I C H T E
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Zentrale Befunde aus dem Monitoring zu 
KoKi und Frühe Hilfen in Bayern
Auf Basis des bundesweiten „Monitorings von Frühen 

Hilfen in Kommunen“1

1  „Monitoring Frühe Hilfen in Kommunen“ durch Dr. Ulrike Lux (München) und Dr. Ansgar Opitz (Bamberg), Nationales Zentrum Frühe Hilfen (NZFH), Deutsches 
Jugendinstitut (DJI). Abrufbar unter: https://tinyurl.com/3w5cu4zz (letzter Aufruf am 12.02.2026).

 des Nationalen Zentrum Frühe 

Hilfen und des DJI stellten Dr. Ulrike Lux (München) und 

Dr. Ansgar Opitz (Bamberg) zentrale strukturelle Entwick

lungen in Bayern vor. Die wichtigsten Erkenntnisse lassen 

sich in drei Bereichen zusammenfassen:

-

Information, Früherkennung und  
Vermittlung
In nahezu allen Kommunen seien Informationsmate

rialien zur KoKi und zu den Frühen Hilfen vorhanden. 

Niedrigschwellige Lotsensysteme im Gesundheitswesen 

erreichten viele Familien und seien fast flächendeckend 

verfügbar. Eine Regelförderung sei bislang jedoch nicht 

gesichert.

-

Frühprävention und Frühintervention
Die Angebotslandschaft sei vielfältig: Längerfristige Beglei

tungen seien in den meisten Kommunen implementiert 

und vermehrt würden Gesundheitsfachkräfte wie Famili

enhebammen und Familien-Gesundheits- und Kinderkran

kenpflegende (FGKiKP) eingesetzt. Trotz dieser Fortschrit

te bestünden weiterhin Lücken – sowohl beim Personal 

als auch bei der Finanzierung – sodass der angenommene 

Bedarf noch nicht überall gedeckt werden könne.

-

-

-

-

Kommunale Planung, Steuerung und  
Qualitätsentwicklung
In vielen Kommunen seien Planungs-, Steuerungs- und 

Qualitätsentwicklungsprozesse etabliert worden. Teilweise 

gäbe es abgestimmte Planungen mit Leistungsträgern  

sowie Bedarfserhebungen. Evaluationsberichte und 

formale Beteiligungsformate für Familien seien jedoch 

vergleichsweise selten. Als zentrale Hemmnisse nannten  

die Vortragenden fehlende zeitliche Ressourcen, in 

Bayern zusätzlich oft ungeklärte Zuständigkeiten und 

uneinheitliche Auffassungen über den Stellenwert von 

Qualitätsentwicklung.

Workshops: Diskussionen und Praxisimpulse
Vier Workshops boten Raum für vertiefende Diskussionen 

und die Erarbeitung konkreter Praxisimpulse:

Interprofessionelle Kooperation – Erfolgsfakto
ren für die Zusammenarbeit zwischen Kinder
und Jugendhilfe und Gesundheitswesen 

-
- 

Im Workshop von Dr. Ulrike Lux und Dr. Ansgar Opitz  

wurde diskutiert, wie Übergänge zwischen Versorgungs

systemen für Familien gelingen können. Zentrale Kernaus

sagen waren, dass eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 

an den Schnittstellen des Gesundheitswesens und der 

Kinder- und Jugendhilfe, klare Kommunikationswege 

sowie gemeinsame Zielsetzungen der beteiligten Akteu

rinnen und Akteure entscheidend für den Erfolg von 

Unterstützungs- und Versorgungsangeboten für Kinder 

und Jugendliche sind. Gleichzeitig bestehen weiterhin 

Herausforderungen an diesen Schnittstellen, etwa bei der 

Abstimmung von Zuständigkeiten und der Sicherstellung 

passgenauer Angebote.

-

-

- 

KoKi in Bayern. Wo soll die Reise hingehen? 
Im Mittelpunkt des Workshops von Prof. Dr. Ute Ziegenhain 

standen die Weiterentwicklung der Koordinierenden Kinder

schutzstellen (KoKi – Netzwerk frühe Kindheit) und die Frage,  

wie Familien frühzeitig und wirksam unterstützt werden 

können. Zentrale Kernaussagen waren, dass flexible und 

bedarfsorientierte Angebote, eine stärkere Vernetzung 

sowie die Anpassung von Strukturen notwendig sind, um 

den aktuellen und zukünftigen Herausforderungen gerecht 

zu werden. Eine zentrale Erkenntnis dieses Workshops 

war, dass präventive Maßnahmen nach wie vor von großer 

Bedeutung sind und sich nachhaltig auszahlen.

- 

Führungsverantwortung für wirksame Prävention 
Themenschwerpunkte des Workshops von André Schilay, 

Leiter des Kreisjugendamtes Neumarkt, waren die wirk

same Gestaltung und Steuerung präventiver Maßnahmen 

in den Frühen Hilfen. Zentral waren hierbei die Aspekte 

„Wirkung prüfen und sichtbar machen“ und „strategisches 

Denken“ sowie der Dialog mit der Politik. Leitungspersonen  

sind zentrale Akteurinnen und Akteure, die fachliche Anlie

gen in politische Sprache übersetzen und die strategische 

Richtung vorgeben.

-

-

Kinderrechte von Anfang an – Frühe Hilfen als 
Beitrag zur Verwirklichung von Kinderrechten 
Kinderrechte wurden in diesem Workshop von Sara Gebert 

und Stefanie Frank, Mitarbeiterinnen im Amt für Kinder,  

Jugendliche und Familien der Stadt Rosenheim, als Kern

aufgabe der KoKi identifiziert. Sie dienen insbesondere 

- 
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auch als Argumentationshilfe gegenüber politischen Akteu

rinnen und Akteuren. Nicht nur Schutzrechte, sondern auch 

die Beteiligungsrechte sind ab der Geburt eines Kindes in 

alters- und entwicklungsgerechter Form umzusetzen.

-

Was brauchen Familien? Was können Frühe 
Hilfen anbieten?
Prof. Dr. Ute Ziegenhain ging darauf ein, dass der syste

matische und präventive Zugang zu jungen Familien mit 

Säuglingen und Kleinkindern – und somit die Koordinie

renden Kinderschutzstellen (KoKi – Netzwerk frühe Kind

heit) – dazu beigetragen hat, das Präventionsdilemma 

abzubauen. Als Erfolgsfaktor nannte sie unter anderem 

das Prinzip „One Face to the Customer“, welches bei 

interorganisatorischer Kooperation einen einheitlichen 

Ansprechpartner für die betreffenden Eltern über alle 

Bereiche hinweg vorsieht.

-

-

-

Die Präsentation ausgewählter Ergebnisse der Studien

folge: "Kinder in Deutschland 0-3“ (KiD 0-3 2022) durch 

Dr. Ulrike Lux und Dr. Ansgar Opitz ergänzte die struk

turellen Befunde um Erkenntnisse zur Wirksamkeit und 

zu den Zielgruppen der Frühen Hilfen2

2  Präsentation der ausgewählten Ergebnisse der Studienfolge „Kinder in Deutschland 0–3“ (KiD 0-3, 2022) durch Dr. Ulrike Lux (München) und Dr. Ansgar Opitz 
(Bamberg): https://tinyurl.com/3z8u8uah (letzter Aufruf am 12.02.2026).

. Die Mehrheit 

der Familien sei unbelastet. Dennoch weise etwa ein 

Drittel drei oder mehr Belastungsfaktoren auf. Belastete 

Familien seien heterogen: Sozioökonomisch belastete 

oder alleinerziehende Familien hätten spezifische Bedarfe 

und nutzten selektive Angebote vergleichsweise selten. 

Familien mit hohem elternbezogenem Stress griffen hin

gegen häufiger auf universelle Angebote zurück. Insge

samt zeigten die Befunde, dass Frühe Hilfen besonders 

Familien mit mittlerem Belastungsniveau gut erreichen 

und unterstützen könnten. Diese Differenzierungen seien 

entscheidend für die Ausgestaltung passgenauer Ange

botsformen (universell vs. selektiv) und für die Zugangs

wege der Familien zu den Angeboten der Frühen Hilfen.

-

-

-

-

-

-

Ausblick
Der Fachtag „Prävention im Fokus – Vernetzung, Verant

wortung und Wirkung“ des ZBFS – Bayerisches Landes

jugendamt widmete sich aktuellen Herausforderungen in 

der Kinder- und Jugendhilfe im Bereich der Prävention in 

den ersten Lebensjahren. In Vorträgen und Workshops 

diskutierten Fach- und Führungskräfte, Expertinnen und 

Experten zentrale Aspekte wie die Bedeutung frühzei

tiger Unterstützung, die Verbesserung der interdiszi

plinären Kooperation und die Weiterentwicklung der 

Koordinierten Kinderschutzstellen (KoKi – Netzwerk frühe 

Kindheit). 

-

-

-

-

Als zentrale Erkenntnisse ergaben sich insbesondere die 

nachhaltige Wirkung präventiver Maßnahmen, die Be

deutung einer rechtskreisübergreifenden Vernetzung der 

beteiligten Akteurinnen und Akteure und der Bedarf an 

flexiblen, qualitätsgesicherten Unterstützungsangeboten. 

Daraus lassen sich für die Kinder- und Jugendhilfe Aufga

ben wie der Ausbau der Kooperation zwischen relevanten 

Akteurinnen und Akteuren, die flächendeckende Umset

zung Früher Hilfen und KoKi-Angebote sowie die Gewin

nung und Qualifizierung von Fachkräften ableiten, um die 

Qualität und Nachhaltigkeit der Präventionsarbeit in den 

Frühen Hilfen weiterhin zu sichern.

-

-

-

-
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-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

H I L F E N  Z U R  E R Z I E H U N G

RÜCKBLICK AUF DEN FACHTAG „VOR DIE WELLE 
KOMMEN“

Am 18. November 2025 veranstaltete das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt in Kooperation mit dem Landes

verband katholischer Einrichtungen und Dienste der Erziehungshilfen in Bayern e. V. (LVkE) und dem Evangelischen 

Erziehungsverband in Bayern e. V. (eev) einen Fachtag in München mit dem Titel „Vor die Welle kommen – präventive 

Ansätze der Kinder- und Jugendhilfe für junge Kinder“. Der Fachtag schloss an die Veranstaltung „Stärkung der be

reichsübergreifenden Zusammenarbeit und Planung von Jugendhilfe, Eingliederungshilfe und Kinder- und Jugend

psychiatrie“ am 28. April 2025 in Augsburg an und wurde gefördert vom Bayerischen Staatsministerium für Familie, 

Arbeit und Soziales.

-

-

- 

B E R I C H T E

Mit ca. 170 Fach- und Führungskräften von Trägern der 

öffentlichen und freien Kinder- und Jugendhilfe in Bayern 

sowie Teilnehmenden angrenzender Rechtsgebiete war 

der Fachtag rege besucht. Die Schwerpunkte lagen auf 

präventiven Ansätzen und der Förderung der bereichsüber

greifenden Zusammenarbeit, mit dem übergeordneten 

Ziel, durch frühzeitige Intervention prekären Hilfeverläufen 

vorzubeugen. Zwei Hauptvorträge und sieben Impulsvor

träge mit anschließenden Diskussionsrunden standen auf 

der Tagesordnung.

Begrüßung
Nach den einleitenden Grußworten durch Dr. Harald Britze, 

Leiter des ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt, Mi

chael Eibl, Vorstandsvorsitzender des LVkE, sowie Stefan 

Reither, Vorstandsvorsitzender des eev, führte Dr. Norbert 

Beck, Verbundleiter der Überregionalen Beratungs- und 

Behandlungszentren in Bayern, Würzburg, durch das 

Tagungsprogramm.

Dr. Harald Britze, Petra Rummel und Frank Schuldenzucker.  
(Bild: ZBFS-BLJA)

Erkenntnisse aus dem 17. Kinder- und  
Jugendbericht
Dr. Gabriele Weitzmann, Geschäftsführerin des Bayerischen  

Jungendring (BJR) und Mitglied der unabhängigen Sachver

ständigenkommission zur Erarbeitung des 17. Kinder- und 

Jugendberichts, stellte die wesentlichen Erkenntnisse und 

Herausforderungen des 17. Kinder- und Jugendberichts 

vor.1

1  Abrufbar unter: https://tinyurl.com/mpa7n42h (letzter Abruf am 12.02.2026).

Rund 22 Millionen junge Menschen würden unter sehr un

terschiedlichen Bedingungen aufwachsen. Ihre Lebensent

würfe, Interessen und Bedürfnisse seien so vielfältig wie 

die Gesellschaft selbst. Es gebe komplexe Herausforde

rungen, welche jungen Menschen viel abverlangen, etwa 

der Klimawandel, die Corona-Pandemie oder das Kriegs

geschehen in Europa. Trotz dieser Unsicherheiten wür

den die jungen Menschen mehrheitlich mit Optimismus 

und Zufriedenheit in die Zukunft blicken, auch wenn das 

generelle Zukunftsvertrauen gesunken sei und daher eine 

differenzierte Betrachtung notwendig bleibe. 

Zentrale Forderungen der jungen Generation seien mehr 

Orientierung und Sicherheit sowie echte Mitbestimmungs- 

und Gestaltungsmöglichkeiten. In krisenhaften Zeiten 

komme dem Vertrauen eine Schlüsselrolle zu. Vertrauens

würdige Personen, Organisationen und Institutionen seien 

entscheidend für gesellschaftliche Stabilität und Entwick

lungsperspektiven – Zuversicht und Vertrauen hingen eng 

zusammen.

https://tinyurl.com/mpa7n42h
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Die Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland habe sich 

als robustes und funktionierendes System bewährt. Sie 

begleite, unterstütze und fördere junge Menschen umfas

send – von der Kindertagesbetreuung über die Frühen Hil

fen und den Hilfen zur Erziehung bis hin zum Kinderschutz.

-

-

Doch die Kinder- und Jugendhilfe stoße auch an Grenzen: 

Die gestiegenen Anforderungen und gesellschaftlichen 

Veränderungen würden das System belasten, insbeson

dere durch den Fachkräftemangel und die Notwendigkeit 

einer auskömmlichen Finanzierung. Dennoch wisse die 

Kinder- und Jugendhilfe, was sie tue, habe Zuversicht und 

Vertrauen – und gebe diese Werte weiter an die jungen 

Menschen und ihre Familien. 

-

Einen wichtigen Leitsatz der Sachverständigenkommission 

gelte es dabei zu beachten: „Kinder- und Jugendhilfe ist 

verantwortlich für alle, aber nicht für alles!“ Sie verste

he sich als zuständig für alle jungen Menschen und ihre 

Familien, könne jedoch nicht sämtliche gesellschaftliche 

Probleme allein lösen. Vielmehr sei sie auf die Kooperation 

mit anderen Systemen angewiesen, um komplexe Prob

lemlagen ganzheitlich bearbeiten zu können. 

-

-

Der Bericht fordere die kontinuierliche Weiterentwicklung 

der gesetzlichen Rahmenbedingungen, die Stärkung von 

Kinderschutz, Frühen Hilfen und Kindertagesbetreuung 

sowie mehr Teilhabe, Inklusion und Chancengerechtigkeit. 

Mut zu innovativen Ideen und Offenheit für neue Erkennt

nisse kennzeichne die Kinder- und Jugendhilfe als lernen

des und gestaltendes System.

-

-

Mit dem Präventionsdilemma umgehen!  
Gelingende Ansätze mit jungen Kindern!
Prof. Dr. Jörg Fischer, Leiter des Instituts für kommunale 

Planung und Entwicklung e. V., in Erfurt, beleuchtete in 

seinem Vortrag zur Wirksamkeit von Prävention zentrale 

Herausforderungen und Lösungsansätze in der Kinder- 

und Jugendhilfe, insbesondere im Kontext präventiver 

Maßnahmen. Er beschrieb die Schwierigkeit, präventive 

Angebote so zu gestalten und zu finanzieren, dass sie die 

richtigen Zielgruppen erreichen und gleichzeitig wirksam 

sind. Oft werde der Erfolg von Prävention an steigenden 

Fallzahlen gemessen, was jedoch nicht zwangsläufig einen 

Erfolg bedeute. Vielmehr sei eine differenzierte Betrach

tung notwendig, die Wirkungen nicht nur quantitativ, son

dern auch qualitativ und narrativ bewerte. Man müsse sich 

zudem auch die Frage stellen, ob die Zielgruppe erreicht 

wurde, die man erreichen wollte.

-

-

Da die Kinder- und Jugendhilfe zwar viele Eltern, jedoch 

nicht alle übergreifend erreiche, müssten auch unter

schiedliche Lebensstile und soziale Bedingungen bei der 

Bedarfsplanung präventiver Ansätze berücksichtigt wer

den. Ein reflektierter Umgang mit normativen Erwartungen 

und eine multiprofessionelle Herangehensweise seien 

notwendig, um alle Familien angemessen zu erreichen. 

-

-

Die Finanzierung präventiver Maßnahmen stehe im 

Spannungsfeld zwischen begrenzten Ressourcen und dem 

Bedarf an niedrigschwelligen, frühzeitigen und nachhalti

gen Angeboten. Die Kinder- und Jugendhilfe müsse dabei 

Angebote entwickeln, die sowohl primär (allgemeine 

Vorbeugung) als auch sekundär (gezielte Unterstützung 

bei erkannten Risiken) wirksam seien. Dies erfordere eine 

strategische Fokussierung und Vernetzung verschiedener 

Akteurinnen bzw. Akteure und Ressourcen, um eine res

sortübergreifende Handlungsstrategie zu ermöglichen. Die 

Finanzierung müsse flexibel und langfristig angelegt sein, 

um die Wirksamkeit der Prävention sicherzustellen.

-

-

Wie viel Prävention steckt im Hilfeplan?
Im ersten Impulsvortrag von Siegmund Hammel, Leiter  

des Kreisjugendamtes Eichstätt, wurde betont, dass 

die Ausrichtung des Hilfeplans mit einer umfassenden 

sozialpädagogischen Diagnose beginne, die den Ist-Zu

stand beschreibe, Risiken identifiziere und Ressourcen 

der Familie und des Kindes erfasse. Diese differenzierte 

Einschätzung ermögliche es, präventive Maßnahmen 

gezielt zu planen und umzusetzen. Dabei sei es wichtig, 

nicht nur auf bestehende Probleme zu reagieren, sondern 

auch zukünftige Risiken zu antizipieren und ihnen präventiv 

mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen entgegen

zuwirken. Hilfe zur Selbsthilfe sei ein zentrales präventives 

Element, das Familien befähige, zukünftige Herausforde

rungen eigenständig zu bewältigen und somit erneutem 

Hilfebedarf vorzubeugen.

-

-

-

Ein weiteres zentrales Thema des Beitrags war die 

systemlogisch bedingte Versorgungslücke, die sich aus 

der Struktur der Kinder- und Jugendhilfeleistungen ergibt: 

Die Grenzen der Leistungsfähigkeit einzelner Teilbereiche 

würden dazu führen, dass nicht alle Bedarfe nahtlos abge

deckt werden können. Daher sei es entscheidend, diese 

Lücken frühzeitig zu identifizieren und präventiv in die 

Zukunft zu denken, um eine kontinuierliche und bedarfsge

rechte Unterstützung sicherzustellen. Präventive Bedarfe 

und Maßnahmen sollten verbindlich im Hilfeplan verankert 

sein. Dies beinhalte insbesondere die Frage: „Was würde 

passieren, wenn wir nicht helfen?“ Durch eine voraus

schauende Planung könnten sogenannte „zweite Wellen“ 

-

-

-
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von Problemlagen verhindert oder zumindest vorbereitet 

werden. Prävention werde so zu einem dynamischen Pro

zess, der über die reine Gefahrenabwehr hinausgehe und 

nachhaltige Stabilisierung und Entwicklung fördere.

-

Chancen und Grenzen der Frühen Hilfen
Yvonne Grießhammer vom Landratsamt München, die 

Referentin des zweiten Impulsvortrags, ordnete Frühe 

Hilfen als präventive Unterstützungsangebote für werden

de Eltern und Familien mit Kindern bis zu drei Jahren ein. 

Diese vernetzten medizinische, pädagogische und soziale 

Dienste, um das Kindeswohl, die Elternkompetenz und die 

Entwicklungsmöglichkeiten frühzeitig zu fördern. Ziel sei 

es, Risiken und Belastungen früh zu erkennen und gezielt 

zu entlasten – nach dem Motto: „Wir retten das Kind, 

bevor es in den Brunnen fällt.“

-

Seit 2012 seien Frühe Hilfen und verlässliche Netzwerke 

im Kinderschutz gesetzlich verankert. Besonders die 

Stärkung von Familienhebammen und verbindliche Stan

dards in der Kinder- und Jugendhilfe sorgten für mehr 

Rechtssicherheit und unterstützten die Akteurinnen und 

Akteure.

-

Dennoch stießen Frühe Hilfen an Grenzen: Die Teilnah

me sei freiwillig, und die Erreichbarkeit sowie Motivation 

belasteter Familien bleibe teils schwierig. Ressour

cenknappheit und strukturelle Probleme wie Armut 

könnten nicht allein durch Frühe Hilfen gelöst werden, 

diese könnten jedoch zur Entlastung beitragen.

-

-

Für wirksame Frühe Hilfen brauche es ausreichende 

Ressourcen, bessere Vernetzung und gesellschaftliche 

Sensibilität. Die Förderung des Kindeswohls und der 

Elternkompetenz müsse als gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe verstanden werden.

Zu klein für so große Lasten – Entwicklun
gen und Herausforderungen in der Inobhut
nahme bei Kindern unter sechs Jahren

-
-

Der folgende Impulsvortrag von Annika Poffo, Kinder-

Räume München, nahm psychologische Perspektiven im 

Kontext von Inobhutnahmen in den Fokus. Im Jahr 2022 

seien bundesweit rund 66.400 Kinder und Jugendliche in 

Obhut genommen worden, darunter etwa 22.600 Kinder 

unter 14 Jahren. Die Zahl der Mitteilungen gewichtiger 

Anhaltspunkte sei stark gestiegen, während die Erwar

tungen an die Kinder- und Jugendhilfe wüchsen. 

-

Das System stehe vor großen Herausforderungen: Hohe 

Personalfluktuation führe zu Beziehungsabbrüchen, 

die psychische Belastung der Fachkräfte nehme zu. 

Jugendämter müssten immer mehr Fälle bewältigen, 

während präventive Netzwerkstrukturen oft fehlten. 

Bei den betroffenen Kindern sei auf Verhaltensweisen 

wie Rückzug, Schlafstörungen oder Aggression beson

ders zu achten, da diese als Überlebensstrategien zu 

verstehen seien. Die Inobhutnahme biete Schutzräume 

für Sicherheit und neue Bindungserfahrungen, auch 

wenn der Prozess mit Unsicherheiten verbunden sei.

-

Fachkräfte seien gefordert, Symptome nicht vorschnell 

zu pathologisieren, sondern als Ausdruck des Erlebten 

zu verstehen. Bindungsgeleitete Pädagogik und trau

mainformierte Ansätze gewännen an Bedeutung.

-

Klein anfangen – stationäre Prävention für 
die Jüngsten: Das Salberghaus als Wegbe
reiter für ein gelingendes Leben

-

Die Referentin Agnes Gschwendtner, Leiterin des Salberg

hauses in Putzbrunn, berichtete in ihrem Beitrag aus 

dem Blickwinkel der stationären Kinder- und Jugendhilfe. 

Frühzeitige Diagnostik und gezielte Frühförderung seien 

entscheidend, um Entwicklungsbenachteiligungen zu er

kennen und auszugleichen. Die stationäre Unterbringung 

kleiner Kinder solle nicht nur Schutz bieten, sondern 

auch als Wachstumsraum dienen. Teilhabe und Inklusion 

stünden im Mittelpunkt, damit jedes Kind seine Entwick

lungspotenziale bestmöglich ausschöpfen könne.

- 

-

-

Hierbei sei es nötig, gezielt die Resilienz und Persön

lichkeitsentwicklung der Kinder durch verlässliche 

Beziehungen und ein annehmendes Umfeld zu fördern. 

Fachkräfte sollten Kinder und deren Eltern mit all ihren 

Fähigkeiten und Begrenzungen annehmen und gemein

sam mit den Familien neue Perspektiven und Mög

lichkeitsräume schaffen. Ein besonderer Schwerpunkt 

liege auf der Zusammenarbeit mit den Eltern, um deren 

Kompetenzen zu stärken und diese nach ihren Möglich

keiten einzubinden. 

-

-

-

-

Abschließend betonte Agnes Gschwendtner: „Wer als 

kleines Kind in einer Wohngruppe lebt, kann als Er

wachsener ein glückliches und selbstbestimmtes Leben 

führen.“ Durch gezielte Förderung, frühzeitige Unter

stützung und ein wertschätzendes Miteinander könnten 

Kinder ihre eigenen „perfekten Wellen“ reiten.

-

-
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Bindung leben – Mütter stärken, Kinder 
schützen: Ein Einblick in die präventive 
Arbeit von Lilli
Im Anschluss folgte mit dem Vortrag von Mandy Cipolla 

und Veronika Richter, Thomas-Wiser-Haus Regenstauf 

(Mutter-Kind-Einrichtung), der Perspektivwechsel hin zu 

einem stationären Angebot für junge (werdende) Mütter 

mit ihren Kindern. Prävention beginne bereits vor der 

Geburt. So sei die Schwangerschaft eine besonders 

sensible Phase, in der die Bindung zwischen Mutter 

und Kind bereits entstehe. Diese wichtige Zeit müsse 

genutzt werden, um die Stabilität der Mutter zu fördern 

und um eine sichere Bindung vorzubereiten. Für Mütter 

mit Kindern ab etwa sechs Monaten biete zudem das 

Programm „Kids Time“ eine präventive Entwicklungsför

derung. Ziel sei die Stärkung der Mutter-Kind-Bindung, 

die Förderung motorischer, emotionaler und sozialer 

Kompetenzen des Kindes sowie die Vermittlung alltags

naher Handlungsstrategien für die Mütter. Dabei stünden 

das bewusste Zusammensein und die wertschätzende 

Interaktion im Mittelpunkt. Risiken, die durch verpasste 

Prävention, z. B. durch Kostenargumentationen, in der 

Frühschwangerschaft entstehen könnten, wurden aufge

zeigt. Es benötige eine Stärkung präventiver Angebote in 

der Frühschwangerschaft, mehr interkulturelle Kompe

tenz, Flexibilität im Setting und eine engere Zusammen

arbeit mit den Jugendämtern.

-

-

-

-

-

Kann Frühförderung es richten? Stärkung 
der Teilhabe als Ansatz zur Prävention
Der folgende Impulsvortrag von Sabine Wolf und Dr. 

Gerhard Herrmann, Arbeitsstelle Frühförderung Bayern, 

fokussierte mit der Frühförderung auf Leistungen gemäß 

SGB IX. Frühförderung erfolge stets interdisziplinär, um 

den komplexen Bedarfen und Bedürfnissen der Kinder 

und Familien gerecht zu werden. Ein wesentlicher As

pekt sei dabei, den Blickwinkel der Eltern einzunehmen 

und ihre Perspektiven und Erfahrungen in die Förderpla

nung einzubeziehen. Eltern seien oft die ersten, die Auf

fälligkeiten bei ihren Kindern wahrnähmen. Ihre Mitwir

kung sei entscheidend für den Erfolg der Maßnahmen.

-

-

-

-

Darüber hinaus sei die Wechselwirkung mit dem Sozial

raum ein wichtiger Faktor. Frühförderung sei nicht iso

liert zu betrachten, sondern als Teil eines ganzheitlichen 

Netzwerks, das neben den Fachkräften auch soziale  

Bezugssysteme wie Familie, Nachbarschaft, Kindertages- 

stätten und weitere Institutionen umfasse. Die Be

deutung der Frühförderung liege somit nicht nur in der 

direkten Unterstützung des Kindes, sondern auch in der 

Stärkung der Familie und der Integration in ein unterstüt

-

-

-

-

zendes soziales Umfeld. Niedrigschwellige Angebote, 

interdisziplinäre Zusammenarbeit und die Einbeziehung 

des Sozialraums seien zentrale Erfolgsfaktoren, um 

Entwicklungsrisiken frühzeitig entgegenzuwirken und 

nachhaltige Teilhabechancen realisieren zu können.

Familienhebammen und Familien-Gesund
heits- und Kinderkrankenpflegende  
(FGKiKP) als Schlüssel zur Prävention: 
Frühzeitige Unterstützung ab dem Beginn 
des Lebens 

-

Abschließend wurden im Vortrag von Prof. Dr. Karolina 

Luegmair, Katholische Stiftungshochschule München, 

Familienhebammen als ein Angebot der Frühen Hilfen 

beleuchtet. Familienhebammen würden Familien sowohl 

vor als auch nach der Geburt begleiten. Auf diese Weise 

könnten Risiken, wie etwa belastende Lebenslagen, 

Unsicherheiten oder gesundheitliche Gefährdungen 

während der Schwangerschaft reduziert und gleichzeitig 

Potenziale der (werdenden) Mütter bzw. Eltern erschlos

sen werden. 

-

Der Fokus ihrer Tätigkeit liege auf der Stärkung der 

Beziehungs- und Erziehungskompetenz von werdenden 

Eltern, insbesondere in belasteten Lebenslagen. Durch 

ihre enge und vertrauensvolle Begleitung würden sie 

einen wichtigen Beitrag dazu leisten, dass Familien 

Herausforderungen besser bewältigen können und die 

Entwicklung der Kinder positiv beeinflusst werde.

Familie sei der zentrale Ort der Prävention. Eine Geburt 

und Familiengründung würden Menschen in einem 

generativen Kontext, der als Ressource genutzt werden 

könne, verorten. Familienhebammen unterstützen das 

sogenannte „Doing Family“ – das beiläufige, situative 

und nicht zielgerichtete Zusammenleben – und fördern 

damit die natürliche Entwicklung und Stabilität der 

Familie. Dabei werde die Autonomie der Eltern gestärkt, 

indem Selbstwirksamkeit gefördert und nicht durch 

Instruktionen oder Anweisungen gearbeitet werde. 

Durch die Einbettung in ein interdisziplinäres Netzwerk 

könne eine ganzheitliche Unterstützung der Familien, 

die sowohl die individuellen Bedürfnisse als auch die 

sozialen Rahmenbedingungen berücksichtige, ermöglicht 

werden. Die Einbeziehung weiterer Bezugspersonen und 

die Orientierung am Sozialraum seien dabei wesentliche 

Elemente.

B E R I C H T E
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Fazit
Wir blicken auf einen Fachtag zurück, der eine Vielzahl 

unterschiedlicher präventiver Ansätze aufgezeigt hat. 

Dabei wurde deutlich, dass Prävention auf verschiede

nen Ebenen wirkt: Die primäre Prävention setzt früh 

an, um Risiken gar nicht erst entstehen zu lassen; die 

sekundäre Prävention greift ein, sobald erste Anzeichen 

von Problemen erkennbar sind, um deren Verschärfung 

zu verhindern; und die tertiäre Prävention zielt darauf ab, 

bestehende Probleme zu behandeln und Folgeschäden 

zu minimieren. Ungeachtet unterschiedlicher Ansätze 

zielen sämtliche Maßnahmen darauf ab, eine Verschlim

merung von Problemlagen zu vermeiden und die Lebens

kompetenzen junger Menschen nachhaltig zu stärken. 

Auch kann festgehalten werden, dass alle präventiven 

Maßnahmen dazu dienen, unerwünschte gesellschaft

liche Zustände zu verhindern bzw. zu reduzieren. Diese 

gemeinsame Ausrichtung unterstreicht die Bedeutung 

einer ganzheitlichen, mit allen relevanten Rechtskreisen 

vernetzten Kinder- und Jugendhilfe, die präventiv wirkt 

und zugleich in Krisen interveniert, um förderliche Ent

wicklungschancen zu eröffnen. 

-

-

-

-

-

Die Rückmeldungen, die uns im Nachgang zur Veranstal

tung aus der Fachpraxis erreichten, verdeutlichen, dass 

der Fachtag seinem Titel gerecht wurde und die erhoff

ten Wellen geschlagen hat. Im nächsten Schritt gilt es, 

die gewonnenen Anregungen und Erkenntnisse in den 

Arbeitsalltag aller beteiligten Akteurinnen und Akteure – 

sowohl der Kinder- und Jugendhilfe als auch der angren

zenden Rechtskreise – zu transferieren und nachhaltig 

weiterzuverfolgen. 

-

-

-

Zum Abschluss gilt unser herzlicher Dank allen Fach- 

und Führungskräften für ihre zahlreiche und engagierte 

Teilnahme, die den Fachtag mit Leben gefüllt hat. Ein 

besonderer Dank richtet sich an den Moderator sowie 

an alle Referentinnen und Referenten, deren großartiges 

Engagement die erfolgreiche Durchführung der Veran

staltung erst möglich gemacht hat. Ebenso möchten 

wir unseren Kooperationspartnern eev und LVkE für ihre 

wertvolle Unterstützung bei der Planung, Organisation 

und Durchführung der Veranstaltung danken. Nicht zu

letzt gilt unser Dank dem Bayerischen Staatsministerium 

für Familie, Arbeit und Soziales für die großzügige finan

zielle Förderung, welche den Grundstein gelegt hat für 

diese wichtige Veranstaltung.

-

-

-

C L A U D I A 
PA R L O U R

 

B E R I C H T E
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-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

-

Z E N T R A L E  A D O P T I O N S S T E L L E

ONLINE-FACHTAGE ZUR SCHULUNG DER 
ADOPTIONSFACHKRÄFTE

 

Die Zentrale Adoptionsstelle des ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt wird täglich von den bayerischen Adoptionsfach

kräften der örtlichen Jugendämter sowie der freien Träger mit vielfältigen pädagogischen und rechtlichen Fragestellungen 

kontaktiert. Vor dem Hintergrund kontinuierlicher gesetzlicher Neuerungen besteht ein spürbarer Bedarf an fachlichem 

Austausch und an aktuellen Informationen. Aus diesem Grund wurde im Jahr 2024 das Format eines jährlichen Online- 

Fachtags ins Leben gerufen.

-

B E R I C H T E

Format und Ablauf
Der Online-Fachtag ist eine rund zweistündige Fachveran

staltung, in der die Mitarbeitenden der Zentralen Adopti

onsstelle relevante Themen aus dem Bereich Adoption für 

die örtlichen Adoptionsfachkräfte aufbereiten und vermit

teln. 

Das Online-Format wurde gewählt, um den Adoptions

fachkräften einen unkomplizierten und niedrigschwelligen 

Zugang zu fachlichen Informationen zu ermöglichen. Es 

bietet gegenüber einer Präsenzveranstaltung den Vorteil, 

Inhalte ohne Reiseaufwand zu vermitteln und damit auch 

Teilzeitkräfte gut zu erreichen.

Während der Veranstaltung werden die Teilnehmenden ge

beten, Mikrofon und Kamera ausgeschaltet zu lassen. Fra

gen zu den Vorträgen können sowohl während als auch im 

Anschluss an die Beiträge schriftlich über eine Chatfunk

tion gestellt werden und werden von den Vortragenden 

beantwortet. Im Anschluss an die Veranstaltung werden 

den Fachkräften die Arbeitsmaterialien, wie beispielsweise 

die verwendeten Präsentationen, zur Verfügung gestellt. 

Der Online-Fachtag wurde von den Fachkräften in der 

Vergangenheit positiv angenommen. Sowohl im Jahr 2024 

als auch im Jahr 2025 nahmen jeweils über 100 Fachkräfte 

teil.

Inhalt
Während beim Online-Fachtag 2024 noch vier unter

schiedliche Themen präsentiert wurden, wurde im Jahr 

2025 die Zahl auf zwei Themen reduziert. Dies hat sich als 

praktikabler erwiesen, um die Inhalte vertieft behandeln zu 

können und den Fachkräften ausreichend Zeit für Fragen 

und deren Beantwortung einzuräumen. Die Themen wur

den den Bedarfen der Adoptionsfachkräfte entsprechend 

ausgewählt und stehen nicht in einer chronologischen 

Reihenfolge, sondern sind unabhängig voneinander. Jedes 

Thema ist in sich abgeschlossen.

Im nachfolgenden Abschnitt erfolgt eine kurze Zusammen

fassung der Präsentationen der beiden Online-Fachtage. 

Für vertiefende Auskünfte wenden Sie sich bitte an das 

Team der Zentralen Adoptionsstelle.

Kontakt
Zentrale Adoptionsstelle

Tel. 089 124793-2697 (Obb., Ndb., Opf.)

Tel. 089 124793-2578 (Schw., Ofr., Mfr., Ufr.)

E-Mail: adoption@zbfs.bayern.de 

Themenschwerpunkte 2024
Adoptionsarten 
Die Präsentation „Adoptionsarten“ vermittelte einen 

Überblick über die unterschiedlichen Arten der Adoption. 

Unterschieden werden nationale und internationale Adopti

onen sowie Fremd-, Verwandten- und Stiefkindadoptionen. 

Die jeweiligen Anteile wurden anhand statistischer Daten 

dargestellt und verglichen. Ein weiterer Schwerpunkt lag 

auf der internationalen Adoptionsvermittlung, einschließ

lich der rechtlichen Grundlagen, des Verbots unbegleiteter 

Auslandsadoptionen und der zweistufigen Eignungsüber

prüfung. Zudem wurde die Sonderform der Adoption mit 

Auslandsberührung im Rahmen nationaler Adoptionen 

dargestellt und die Rolle der Zentralen Adoptionsstelle 

beschrieben.

Leihmutterschaft 
Die Präsentation zur „Leihmutterschaft“ verdeutlichte, wie 

die Adoptionsfachkräfte der Inlandsadoption, trotz eines 

mailto:adoption@zbfs.bayern.de
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Verbotes von Leihmutterschaft in Deutschland, mit dem 

Thema Leihmutterschaft im Rahmen der Stiefkindadoption 

konfrontiert werden können. 

Der Vortrag beschrieb verschiedene Erscheinungsformen 

der Leihmutterschaft (z. B. auch die versteckte Leihmut

terschaft), die daraus resultierenden rechtlichen Folgen 

sowie die Berührungspunkte für Fachkräfte im Rahmen 

von Beratung und Stellungnahmen. Abschließend wurden 

mögliche zukünftige Entwicklungen auf nationaler und 

internationaler Ebene dargestellt.

-

Vertrauliche Geburt und Babyklappe
Die Präsentation zu „Vertrauliche Geburt und Babyklap

pe“ gab einen Überblick über die rechtlichen Grundlagen, 

Abläufe und fachlichen Herausforderungen im Zusammen

hang mit der vertraulichen Geburt sowie der Nutzung von 

Babyklappen. 

-

-

Es wurde zunächst die Zielsetzung der vertraulichen Ge

burt als Schutzangebot für Schwangere in Notsituationen 

erläutert. Im nächsten Schritt wurden die Zuständigkeiten 

der Schwangerschaftsberatungsstellen, Jugendämter 

und Adoptionsvermittlungsstellen dargestellt. Ausführ

lich wurden auch die Aufgaben und Handlungspflichten 

der Adoptionsvermittlungsstellen im Vermittlungs- und 

Begleitprozess aufgezeigt.

-

-

Ein weiterer Schwerpunkt der Präsentation lag auf dem 

Thema der Babyklappe, einschließlich ihrer Zielsetzung, 

der praktischen Umsetzung sowie den damit verbunde

nen rechtlichen und fachlichen Herausforderungen. Dabei 

wurden insbesondere rechtliche Grauzonen – die das 

Kindeswohl, die Rechte der leiblichen Eltern sowie die An

forderungen an die behördliche Zusammenarbeit betreffen 

– kritisch beleuchtet.

-

-

Gemeinsame Adoptionsvermittlungsstellen 
Abschließendes Thema im Jahr 2024 war das der Ge

meinsamen Adoptionsvermittlungsstellen (GAV) in Bayern. 

GAVs ermöglichen es benachbarten Jugendämtern im 

Wesentlichen, ihre Fachkräfte für die Adoptionsvermitt

lung zu bündeln und als eine gemeinsame Einheit zu 

arbeiten. Der inhaltliche Schwerpunkt dieses Themen

komplexes lag auf der Organisation und Zusammenarbeit 

innerhalb dieser Stellen, um eine einheitliche Betreuung 

von Adoptivkindern und Herkunftseltern zu gewährleisten. 

Hervorgehoben wurden die strukturellen, fachlichen und 

kooperativen Herausforderungen in der Umsetzung, auch 

zur Zusammenarbeit mit Kliniken, Sozialdiensten und der 

Zentralen Adoptionsstelle. 

-

-

-

Themenschwerpunkte 2025
Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils in 
die Adoption
Zur Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils in die 

Adoption wurden die rechtlichen Grundlagen und der 

daraus folgende Ablauf von Adoptionsverfahren erläutert. 

Grundsätzlich setzt eine Adoption die Einwilligung der 

Eltern voraus, die nur in eng begrenzten Ausnahmefällen 

durch einen gerichtlichen Beschluss ersetzt werden kann. 

Das Ersetzungsverfahren ist ein eigenständiges Verfah

ren und stellt den schwersten Eingriff in das Elternrecht 

im deutschen Recht dar. Thematisiert wurden neben der 

regulären elterlichen Einwilligung auch Sonderfälle, etwa 

bei Kindern ohne rechtlichen Vater oder wenn eine Einwilli

gung ausnahmsweise nicht erforderlich ist. Betont wurde, 

dass die Ersetzung der Einwilligung nur als letztes Mittel 

und unter strikter Beachtung des Kindeswohls zulässig ist, 

um erhebliche Nachteile für das Kind zu verhindern.

-

-

Adoption von Pflegekindern 
Der zweite Themenblock von 2025 befasste sich mit  

Aspekten der Adoption aus Pflegeverhältnissen. Ein Pflege

kind ist grundsätzlich altersentsprechend einzubeziehen, 

wobei im Rahmen der Eignungsprüfung zu klären ist, ob 

die Adoption dem Kindeswohl dient und alternativlos ist. 

Erläutert wurden Zweck und Bedeutung der Adoptions

pflegezeit sowie die Möglichkeit, bereits bestehende 

Vollzeitpflegezeiten unter bestimmten Voraussetzungen 

anzurechnen. Ein Exkurs behandelte die Unterhaltspflich

ten, insbesondere den Übergang der Unterhaltspflicht auf 

die Adoptivpflegeeltern ab wirksamer Einwilligung oder 

gerichtlicher Ersetzung. Darüber hinaus wurden finanzielle 

Leistungen und Unterschiede zwischen Pflege- und Adop

tivfamilien dargestellt. Weitere Diskussionspunkte waren 

die Zuständigkeit für fachliche Äußerungen, Alternativen 

zur Minderjährigenadoption sowie Besonderheiten der 

Volljährigenadoption. Abschließend wurde betont, dass 

umfassende Beratung und Begleitung aller Beteiligten für 

den gesamten Adoptionsprozess unerlässlich sind.

- 

-

-

-

Ausblick
Die Themenschwerpunkte der Online-Fachtage 2024 und  

2025 trugen dazu bei, aktuelle Entwicklungen sowie an

spruchsvolle Fragestellungen aus der Adoptionspraxis  

strukturiert aufzugreifen und einzuordnen. Durch die 

gezielte Auswahl der Themen konnten sowohl Grundlagen 

gefestigt als auch komplexe Einzelfragen vertieft behan

delt werden. Die Möglichkeit, während und im Anschluss 

an die Vorträge Fragen zu stellen, wurde von den Teilneh

menden rege genutzt. 

-

-

-

B E R I C H T E
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Perspektivisch soll der Online-Fachtag als fester Bestand

teil der regelmäßigen Unterstützung der Adoptionsfach

kräfte weiterentwickelt werden. Das bewährte Onlinefor

mat soll beibehalten werden, ebenso die Konzentration 

auf zwei ausgewählte Themenschwerpunkte. Neben der 

Vermittlung aktueller rechtlicher und fachlicher Inhalte ist 

geplant, die Themenauswahl noch stärker an den Be

darfen der Praxis auszurichten und den fachlichen Aus

tausch weiter zu intensivieren. Um die Praxisnähe weiter 

zu stärken, freuen wir uns über Themenvorschläge der 

Adoptionsfachkräfte für den Online-Fachtag 2026, welcher 

voraussichtlich wieder im November stattfinden wird.

-

-

-

-

-

D A N I E L A 
S I N G E R

B E R I C H T E
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-

-

-

- -

-

-

I N F O

L A N D E S O M B U D S S T E L L E  B A Y E R N

BERATUNGSSTELLE FÜR JUNGE MENSCHEN UND 
FAMILIEN SOWIE STRUKTURELLE WEITERENT
WICKLUNG DER KINDER- UND JUGENDHILFE

-

Die Landesombudsstelle Bayern hat am 1. Januar 2026, nachdem dem ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt mit Inkraft

treten der Änderung des Art. 24 Abs. 2 Satz 1 AGSG die Aufgabenwahrnehmung nach § 9a SGB VIII übertragen wurde, 

ihre Tätigkeit aufgenommen. 

-

Aber was sind Ombudsstellen? Welche  
Aufgaben haben Sie und welche auch  
explizit nicht? 
Gemäß § 9a SGB VIII sollen Ombudsstellen in Konflikten 

im Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- und Jugend

hilfe nach § 2 SGB VIII beraten sowie zur Vermittlung und 

Klärung dieser Konflikte beitragen. Die beratenden 

Fachkräfte der Ombudsstellen sollen unabhängig und 

fachlich nicht weisungsgebunden tätig sein.

§ 9a SGB VIII Ombudsstellen

In den Ländern wird sichergestellt, dass sich junge 

Menschen und ihre Familien zur Beratung in sowie 

Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusam

menhang mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe 

nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die öffent

liche und freie Jugendhilfe an eine Ombudsstelle 

wenden können. Die hierzu dem Bedarf von jungen 

Menschen und ihren Familien entsprechend errich

teten Ombudsstellen arbeiten unabhängig und sind 

fachlich nicht weisungsgebunden. § 17 Absatz 1 bis 

2a des Ersten Buches gilt für die Beratung sowie 

die Vermittlung und Klärung von Konflikten durch die 

Ombudsstellen entsprechend. Das Nähere regelt das 

Landesrecht.

Zu den Aufgaben von Ombudsstellen zählt demnach, 

Ratsuchende über Rechtsansprüche sowie Beteiligungs- 

und Handlungsmöglichkeiten im System der Kinder- und 

Jugendhilfe zu informieren und Lösungswege aufzuzei

gen. Dazu gehören u. a. die Beratung und Unterstützung 

im Zusammenhang mit der Bewilligung, Erbringung und 

Beendigung von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, 

aber auch ggf. die Beratung im Widerspruchsverfahren. 

Ombudschaftliche Beratung orientiert sich grundlegend 

am Prinzip der „Hilfe zur Selbsthilfe“, d. h., Ratsuchende 

sollen nach Möglichkeit darin bestärkt werden, eigenstän

dig für ihre Position einzutreten und ihre Sichtweise an 

die verantwortlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe 

heranzubringen.

Unabhängigkeit und fachliche Weisungs
ungebundenheit
Unabhängigkeit als auch fachliche Weisungsfreiheit gelten 

als zentrale Qualitätsmerkmale von Ombudsstellen.1

1  Vgl. Smessart, 2022, § 9a Rn. 10.

 Der 

Bundesgesetzgeber erachtet die Unabhängigkeit und 

fachliche Weisungsungebundenheit als erforderlich, damit 

die intendierte Funktion, d. h. die Stärkung von Strukturen, 

die die Rechte der Leistungsberechtigten sicherstellen, 

gewährleistet ist.2 

2  Vgl. BT-Drs. 19/26107, S. 76.

Weiterhin ist der Bundesgesetzgeber 

der Auffassung, dass dadurch das für die Beratung und 

Unterstützung notwendige Vertrauen und die erforderliche 

Akzeptanz auf Seiten der betroffenen jungen Menschen 

und ihrer Eltern geschaffen werden kann.3

3  Vgl. Ebd.

 Unabhängigkeit 

bedeutet in diesem Zusammenhang, dass eine mögliche 

Einflussnahme von Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 

bzw. eine Durchsetzung von Interessen zu vermeiden sind 
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bzw. es diesen vorzubeugen gilt.4

4  Vgl. Smessaert, 2022 § 9a Rn. 10.

 Bezüglich der fachlichen  

Weisungsfreiheit muss als Mindeststandard gelten, dass  

die ombudschaftlich beratenden Fachkräfte diese inner

halb der Organisation, der sie angehören, vertraglich  

zugesichert bekommen.5

- 

5  Vgl. Smessaert, 2019, S. 4 f.

Das Bundesnetzwerk Ombudschaft (2020, S. 2 f.) spricht 

im Wesentlichen von einer Unabhängigkeit auf zwei  

Ebenen: 

• der organisatorischen Unabhängigkeit und

• der funktional-zweckgebundenen Unabhängigkeit.

Beide Ebenen unterliegen verschiedenen Einflussfaktoren: 

-

-

-

-

-

-

-

-

  

organisatorische 

Unabhängigkeit 

Einflussfaktoren

• Organisationsform

•  Unabhängigkeit der  

Organisation

•  im Sinne der Abgrenzung  

von den Trägern der  

Kinder- und Jugendhilfe

•  Finanzierung

• interne Hierarchien 

•  Autonomie der  

beratenden Fachkräfte

•  Zusatzvereinbarungen  

und Verträge

•  Einbindung von  

Ehrenamtlichen

  

  

  

  

  

  

funktional

zweckgebundene 

Unabhängigkeit 

- • ausgeprägtes Fachwissen 

der beratenden Fachkräfte, 

sowohl sozialpädagogisch  

als auch juristisch

•  Haltung der beratenden  

Fachkräfte, im Interesse  

der jungen Menschen und  

ihrer Familien tätig zu  

werden, sowie die Stär

kung der Adressatinnen  

und Adressaten und ihrer  

Hilfe zur Selbsthilfe 

  

  

    

  

- 

I N F O

Grafik: Übersicht über Einflussfaktoren auf Unabhängigkeit6

6  Vgl. Manzel, 2022, S. 264 ff.; Bundesnetzwerk Ombudschaft, 2020, S. 2 f.; Wiesner, 2022, § 9a Rn. 19.

Die Einflussfaktoren der jeweiligen Ebene können sich 

jeweils positiv wie negativ auf deren Unabhängigkeit aus

wirken.7

7  Vgl. Manzel, 2022, S. 264 ff.

 Gleichzeitig sind diese beiden Ebenen miteinander 

verschränkt und stehen in Abhängigkeit zueinander, so dass 

„Ombudsstellen niemals abschließend als gänzlich abhän

gig oder gänzlich unabhängig beurteilt werden können“.8  

8  Manzel, 2022, S. 268.

Es stellt sich demnach grundlegend die Frage, wer bzw. 

welche Institution – ganz allgemein – oder spezifischer, wel

cher Träger im System der Kinder- und Jugendhilfe tatsäch

lich eine unabhängige und weisungsfreie ombudschaftliche 

Beratung, Vermittlung und Unterstützung gewährleisten 

kann. 

Landesombudsstelle Bayern
Die Landesombudsstelle Bayern ist eingebettet in die 

Strukturen des ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt und 

besteht aus einer beratenden und einer koordinierenden 

Ebene. Bereits im Oktober 2024 wurde durch eine Neu

strukturierung der Organisation innerhalb der Verwaltung 

des Landesjugendamts damit begonnen, weitestgehend 

unabhängige Strukturen zu schaffen, indem die thema-

tische Verantwortung für das Ombudschaftswesen in 

einem neugeschaffenen Team – gemeinsam mit der Ge

schäftsstelle des Landesheimrats und der Beratungsstelle 

für Menschen mit Heimerfahrung in der Kindheit und 

Jugend (BMH) – angesiedelt wurde. Damit wurde eine 

thematische Trennung zu den Teams geschaffen, die sich 

originär mit den Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfen 

oder auch dem Kinderschutz beschäftigen. 

Zur Umsetzung der Landesombudsstelle wurde das 

ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt mit zusätzlichen  

5,5 Vollzeitäquivalenten gestärkt. Davon werden vier Fach

kräfte in Vollzeit beratend tätig sein, eine Fachkraft die 

koordinativen Aufgaben wahrnehmen sowie eine 0,5-Stelle  

im verwaltungsrechtlichen Bereich unterstützen. Die be

ratenden Fachkräfte werden hälftig an beiden Standorten 

des ZBFS – Bayerisches Landesjugendamtes in München 

und Schwandorf angesiedelt sein. Bei Bedarf besteht die 

Möglichkeiten, dass die beratenden Mitarbeitenden in 

den einzelnen Regierungsbezirken die Regionalstellen des 

ZBFS nutzen und vor Ort niedrigschwellig Sprechstunden 

anbieten. 



M I T T E I L U N G S B L A T T  0 1 - 2 0 2 6

29

Die Mitarbeitenden der Landesombudsstelle können 

innerhalb des Landesjugendamts teamübergreifend und 

unter Beachtung des Sozialdatenschutzes sowohl auf 

(verwaltungs-)rechtliche als auch sozialpädagogische 

Expertise zurückgreifen. Zudem werden die Mitarbeiten

den der Landesombudsstelle (extern) Supervision erhalten 

und regelmäßig die Möglichkeit der Intervision haben. 

Damit können die Mitarbeitenden einerseits auf ein breites 

Repertoire fachlicher Expertise zurückgreifen und ande

rerseits bestehen vielfältige Möglichkeiten, die eigene 

unabhängige Rolle innerhalb der Behörde zu reflektieren 

und eine Haltung zu entwickeln. Im Beratungsteam findet 

somit eine vertiefte und fundierte Wissensbildung statt, 

die dabei helfen kann, für die Adressatinnen und Adressa

ten einen qualitativ hohen Beratungsstandard vorzuhalten. 

-

-

-

In einer Organisationsverfügung des ZBFS ist geregelt, 

dass die Aufgabenerfüllung durch die Mitarbeitenden der 

Landesombudsstelle Bayern ohne Beeinflussung von 

außen erfolgt, so dass die bundesgesetzlich definierten 

Qualitätsmerkmale der Unabhängigkeit und fachlichen 

Weisungsfreiheit innerhalb der Organisation gewährleistet 

werden.

Zielstellung der Landesombudsstelle Bayern ist zudem, 

vergleichbar mit der Wirkung eines Seismografen, frühzei

tig fallübergreifend Erkenntnisse zu gewinnen und zu ex

emplifizieren, um diese wiederum in den Qualitätsentwick

lungsprozess der Kinder- und Jugendhilfe einzuspeisen. 

-

-

-

Es wird beabsichtigt, im Laufe dieses Jahres zur weiteren 

Gewährleistung von Unabhängigkeit und als Unterstützung 

der Verwaltung, einen Unterausschuss des Bayerischen 

Landesjugendhilfeausschusses zu bilden, der sich aus 

relevanten Akteurinnen und Akteuren der (bayerischen) 

Kinder- und Jugendhilfelandschaft zusammensetzt. Hierbei 

wird auch eine Vertretung der Unabhängigen Ombuds

stelle Bayern – wie immer im Verlauf der Entwicklung des 

Ombudschaftswesens in Bayern – als Mitglied benannt. 

-

Fach- und Rechtsaufsicht in der Kinder- und 
Jugendhilfe als Aufgabe der Landesombuds
stelle Bayern?

-

Im Vorfeld der mittlerweile in Kraft getretenen AGSG-Än

derung wurde u. a. in einer Stellungnahme des Bundes

netzwerkes Ombudschaft9

9  Vgl. https://tinyurl.com/4ddtuctt (letzter Aufruf am 12.02.2026).

, die gemeinsam mit einem of

fenen Brief v. a. an die bayerischen Jugendämter versandt 

wurde, die Auffassung vertreten, dass mit Übertragung 

der Aufgaben nach § 9a SGB VIII auf das ZBFS – Baye

risches Landesjugendamt eine „illegitime Fachaufsicht“ 

eingeführt werde bzw. die bayerischen Jugendämter unter 

„Kuratel“ gestellt werden. Damit werde die befürchtete 

„verdeckte Fachaufsicht“ der örtlichen Träger der öffent

lichen Kinder- und Jugendhilfe, die in der Vergangenheit 

lange für Skepsis und Ablehnung sorgte, als Drohkulisse 

(re)aktiviert.10 

-

-

-

-

-

10  Vgl. Wiesner, 2022, § 9a Rn. 5.

Die gute Nachricht: Bayern beschreitet an dieser Stelle 

keinen Sonderweg. Auch in Bayern gelten das Erste und 

das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch, die ein Verwaltungs

handeln auch für bayerische Jugendämter definieren und 

legitimieren, die durch länderspezifische Regelungen 

konkretisiert werden. 

-

Die Rechtsaufsicht11

11  Rechtsaufsicht „ist die staatliche Kontrolle der Rechtmäßigkeit des Handelns einer Behörde. Diese staatliche Kontrolle beschränkt sich auf die Prüfung, ob 
geltende Gesetze und sonstiges Recht, wie etwa eine Verwaltungsvorschrift (VV) oder Satzung, und bei Ermessensentscheidungen die Grenzen des Ermessens 
eingehalten wurden.“ (https://tinyurl.com/4npkyjnn )

 über die örtlichen Träger der öf

fentlichen Kinder- und Jugendhilfe in Bayern liegt gem. 

Art. 96 LKrO bzw. gem. Art. 110 GO bei den Regierungen. 

Ebenso sind die Regierungen betriebserlaubniserteilen

de Behörden gem. § 45 SGB VIII und nehmen damit die 

Aufsicht über teilstationäre und stationäre Angebote der 

Kinder- und Jugendhilfe wahr. Hier unterscheidet sich der 

Auftrag des ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt gegen

über anderen Landesjugendämtern in der Bundesrepublik.

-

-

-

Die Jugendämter als örtliche Träger der öffentlichen 

Kinder- und Jugendhilfe sind Organisationen der kom

munalen Selbstverwaltung, deren Eigenständigkeit in 

Art. 28 Abs. 2 GG gewährleistet wird. Aus der kommu

nalen Selbstverwaltung folgend unterliegen die örtlichen 

Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe keiner 

(externen) Fachaufsicht12

12  Fachaufsicht ist „Folge des hierarchischen Aufbaus der Verwaltung. Der Aufsichtsbehörde obliegen die Kontrolle und Steuerung der nachgeordneten Verwal
tungseinheiten. Die F[achaufsicht] ist ein Instrument zur Gewährleistung der Recht- und Zweckmäßigkeit sowie der Einheitlichkeit des Verwaltungshandelns. 
Sie geht über die Rechtsaufsicht hinaus. Die F[achaufsicht] ist bei Ermessensentscheidungen nicht auf die Prüfung der Grenzen des Ermessens beschränkt, 
sondern ist zu einer inhaltlichen Prüfung der zweckmäßigen Ermessensausübung berechtigt. Instrumente der F[achaufsicht] sind z. B. Dienstbesprechungen, 
Erlasse und Weisungen.“ (https://tinyurl.com/ms54zp8r )

. Eine über die Rechtsaufsicht 

-

-

I N F O

-

https://tinyurl.com/4ddtuctt
https://tinyurl.com/4npkyjnn
https://tinyurl.com/4npkyjnn
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hinausgehende Aufsicht – im Sinne einer Fachaufsicht – 

erfolgt, ebenso wie eine Dienstaufsicht13

13  „Während die Dienstaufsicht der Leitungskraft stärker personenbezogen disziplinarrechtliche Entscheidungen impliziert, konzentriert sich die Fachaufsicht auf 
die fachliche und zweckmäßige Aufgabenerledigung in Organisationen.“ (Biesel et al. 2023, S. 17)

, ausschließlich 

behördenintern durch die oberste Vorgesetzte bzw. den 

obersten Vorgesetzten, d. h. die Oberbürgermeisterin oder 

Landrätin bzw. den Oberbürgermeister oder Landrat.14

14  Vgl. Trenczek, 2022, SGB VIII Anhang III, Rn. 65, 67.

 Zu 

dieser internen Fachaufsicht zählt beispielsweise auch 

die fachliche Beratung durch eine Dienstvorgesetzte bzw. 

einen Dienstvorgesetzten im Rahmen der Hilfeplanung 

gem. § 36 SGB VIII, um einen einheitlichen und hohen 

fachlichen Standard innerhalb der Verwaltung zu gewähr

leisten.15 

-

15  Vgl. Gallep, 2022, § 36 Rn. 65.

Das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt als ebenso 

staatliche Behörde16

16  Vgl. § 69 Abs. 3 SGB VIII.

 hat – mit Ausnahme der Aufsicht 

über die gemeinsamen zentralen Adoptionsstellen – keine 

Aufsichtsfunktion gegenüber den Trägern der Kinder- und 

Jugendhilfe. Vielmehr sind die Aufgaben des Landes

jugendamts in § 85 Abs. 2 SGB VIII und ergänzend in den 

Art. 24 ff. AGSG beschrieben. Das ZBFS – Bayerisches 

Landesjugendamt versteht sich auf diesen Grundlagen als 

überörtlicher Träger der Kinder- und Jugendhilfe qualitäts

bildend und -fördernd und verfolgt das Ziel der fachlichen 

Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe in Bayern. 

Dem Landesjugendamt bleibt demnach ausschließlich die 

Möglichkeit, über fachliche Empfehlungen, Beratungen in 

Einzelfällen und die Fortbildung von Fachkräften zur fach

lich angemessenen Arbeitsweise und zur qualitativen Wei

terentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe beizutragen.17

- 

-

-

-

17 Vgl. Trenczek, 2022, SGB VIII Anhang III, Rn. 66.

Fazit
Bei der Landesombudsstelle Bayern handelt es sich um 

eine unabhängige und weisungsungebundene Beratungs- 

und Beschwerdestelle für junge Menschen und ihre Fa

milien, die Konflikte mit dem Jugendamt und/oder einem 

Leistungserbringer der Kinder- und Jugendhilfe haben. 

-

Das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt bzw. die 

Verwaltung des Landesjugendamts stellt weder ein 

„Oberjugendamt“ dar, das belehrend oder rechthaberisch 

gegenüber anderen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 

auftritt. Noch wird mit der Übertragung der Aufgabenwahr

nehmung gem. § 9a SGB VIII und damit der Implementie

rung der Landesombudsstelle innerhalb des ZBFS – Baye

risches Landesjugendamt eine (verdeckte) Fach- und/oder 

Rechtsaufsichtsinstanz neu geschaffen. 

-

-

-

Das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt als zweigliedri

ge Behörde erscheint vielmehr als die am besten geeigne

te Stelle, da es 

-

-

•  über den Landesjugendhilfeausschuss alle bayerischen 

Träger der Kinder- und Jugendhilfe vereint, 

•  unabhängig von Eigeninteressen fachliche Standards 

ombudschaftlicher Beratung gestalten und umsetzen 

kann, u. a. auch, weil das ZBFS – Bayerisches Landes

jugendamt bis auf wenige Angebote18

18 Im Rahmen der Leistungserbringung ist das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt ausschließlich als Anerkennungsstelle freier Träger und von Vormundschafts
vereinen (vgl. § 85 Abs. 2 SGB VIII) und als Zentrale Adoptionsstelle tätig. Beide Aufgaben spielen weder in der Statistik des Bundesnetzwerkes Ombudschaft 
noch in der Statistik der Modellstandorte eine relevante Rolle (vgl. bspw. Moos, M; Stengel, E., 2024. s. u. a. Moos, M.; Stengel, E.; Friedrichs, L., 2022; Moos, 
M.; Stengel, E., 2025).

 selbst nicht 

leistungserbringend tätig ist und

•  die Kompetenzen von Fachkräften der Pädagogik, des 

Rechts und der Verwaltung vereint.

- 

Warum insbesondere die Landesombudsstelle Bayern 

andere Funktionen innehaben soll als ombudschaftliche 

Beratungsstellen in anderen Ländern, erschließt sich nicht. 

Quellen:
•  Biesel, K.; Messmer, H.; Schrapper, C. (2023):  

Fachaufsicht im Kinderschutz. Band 3: Fachkonzepte 

und Qualitätssicherung. München. Abrufbar unter: 

https://tinyurl.com/3r3kh8s7 (zuletzt abgerufen am 

17.02.2026). 

•  Bundesnetzwerk Ombudschaft (2020): Fact Sheet: 

Unabhängigkeit als zentrales Qualitätsmerkmal für die 

Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe. Abrufbar 

unter: https://tinyurl.com/ynn3k6sy (zuletzt abgerufen 

am 06.02.2026).

•  Deutscher Bundestag (2021): Gesetzentwurf der Bun

desregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 

von Kindern und Jugendlichen. Kinder- und Jugend

stärkungsgesetz – KJSG. Drucksache 19/26107. Berlin. 

Abrufbar unter: https://tinyurl.com/29gpmpyh (zuletzt 

abgerufen am 06.02.2026).

-

-

I N F O

-

https://tinyurl.com/29gpmpyh
https://tinyurl.com/ynn3k6sy
https://tinyurl.com/3r3kh8s7


M I T T E I L U N G S B L A T T  0 1 - 2 0 2 6

31

•  Gallep, S. (2022): § 36 Mitwirkung, Hilfeplan. In:  

Wiesner, R.; Wapler, F. (Hrsg.). SGB VIII. Kinder-  

und Jugendhilfe: Kommentar. 6. Auflage. München: 

C.H. Beck, S. 737-777.

•  Manzel, M. (2022): Notwendigkeit und Sicherung 

der Unabhängigkeit von Ombudsstellen. In: Len, A.; 

Manzel, M.; Tomaschowski, L.; Redmann, B.; Schruth, 

P. (Hrsg.) (2022). Ombudschaft in der Kinder- und 

Jugendhilfe: Grundlagen – Praxis – Recht. 1. Auflage 

Weinheim: Beltz Juventa, S. 260-272.

•  Moos, M.; Stengel, E.; Friedrichs, L. (2022): Wissen

schaftliche Begleitung und Evaluation im Modellprojekt 

Ombudschaftswesen in Bayern – Zwischenbericht 

zu Ergebnissen und Entwicklungen des Jahres 2022. 

Abrufbar unter: https://tinyurl.com/nhehmtkc (zuletzt 

abgerufen am 12.02.2026).

•  Moos, M.; Stengel, E. (2024): Bundesweite Statistik 

des Bundesnetzwerks Ombudschaft in der Jugend

hilfe zu ombudschaftlicher Beratung 2023. Tabellen

band. Hrsg.: Bundesnetzwerk Ombudschaft, Berlin. 

https://tinyurl.com/3swcvnzx (zuletzt abgerufen am 

27.10.2025).

•  Moos, M.; Stengel, E. (2025): Ombudschaftswesen 

in Bayern. Erkenntnisse aus dem Modellprojekt. 

Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung. 

Abrufbar unter: https://tinyurl.com/2bp3cnhd (zuletzt 

abgerufen am 06.02.2026).

•  Smessart, A. (2019): Fast angekommen im System? 

Was eine gesetzliche Regelung zur ombudschaftlichen 

Beratung bedeuten und bewirken kann. Deutsches 

Institut für Jugend und Familie (DIJuF) (Hrsg.). Das 

Jugendamt. Heft 1/2019, S. 2-6.

-

-

-

•  Smessart, A. (2022): § 9a Ombudsstellen. In: Münder, 

J.; Meysen, T.; Trenczek, Thomas (Hrsg.). Frankfurter 

Kommentar SGB VIII. Kinder- und Jugendhilfe (9. Aufla

ge). Baden-Baden, Nomos, S. 174-179.

•  Trenczek, T. (2022): Anhang III. Verfahren und Rechts

schutz. In: Münder, J.; Meysen, T.; Trenczek, T. (Hrsg.). 

Frankfurter Kommentar SGB VIII. Kinder- und Jugend

hilfe (9. Auflage). Baden-Baden, Nomos, S. 1268-1298.

•  Wiesner, R. (2022): § 9a Ombudsstellen. In: Wiesner, 

R.; Wapler, F. (Hrsg.). SGB VIII. Kinder- und Jugendhil

fe: Kommentar. 6. Auflage. München: C.H. Beck,  

S. 187-195.

-

-

-

-

I N F O

M A R I E 
F I N G E R H U T

https://tinyurl.com/2bp3cnhd
https://tinyurl.com/3swcvnzx
https://tinyurl.com/nhehmtkc


M I T T E I L U N G S B L A T T  0 1 - 2 0 2 6

32

-

-

 

8.755.188.149 €

9.293.890.595 €

9.730.169.746 €

10.644.639.485 €

11.524.847.304 €

0 € 5.000.000.000 € 10.000.000.000 €

Jahr 2020

Jahr 2021

Jahr 2022

Jahr 2023

Jahr 2024

(Brutto-) Ausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe in 
Bayern in den Jahren 2020 bis 2024

A U S G A B E N  F Ü R  D I E  K I N D E R -  U N D  J U G E N D H I L F E  I N  B A Y E R N  I M  J A H R  2 0 2 4

KURZANALYSE ZUR AMTLICHEN STATISTIK

Nach Angaben des Bayerischen Landesamts für Statistik wurden 2024 in Bayern rund 11,5 Milliarden Euro für Leistun

gen und Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe verausgabt. Dies entspricht einem Anstieg um 8,3 % im Vergleich zum 

Vorjahr. Betrachtet man die Ausgaben exklusive der Ausgaben für die Kindertagesbetreuung, ergibt sich im Vergleich 

zum Vorjahr ein Ausgabenanstieg in Höhe von 16,5 %. Der größte Ausgabenposten liegt hier bei den Hilfen zur Erzie

hung, gefolgt von den Ausgaben für Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII. 

-

-

I N F O

Im Jahr 2024 wurden in Bayern von der öffentlichen Hand  

11,5 Milliarden Euro für die Kinder- und Jugendhilfe 

verausgabt. Gegenüber dem Vorjahr entspricht dies einer 

Steigerung von 8,3 % bzw. absolut einem Mehr von 

880,2 Millionen Euro. Nach Abzug der Einnahmen in Höhe 

von 580 Millionen Euro lagen auch die Nettoausgaben im 

Jahr 2024 mit 10,945 Milliarden um 8,3 % über den Netto

ausgaben des Jahres 2023.

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik: K5104C 202400 Kinder- und 
Jugendhilfe Ergebnisse: Ausgaben und Einnahmen 2024. Datenzusammen
stellung durch das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt. 

Der weitaus größte Anteil der Bruttoausgaben1

1  Da die Einnahmen nicht auf die einzelnen Aufgabenbereiche aufgeteilt werden können, ist hier nur ein Bezug auf die Bruttoausgaben möglich.

 wurde für 

die Kindertagesbetreuung aufgewendet: Im Jahr 2024 

waren dies in Bayern 8,50 Milliarden Euro. Dies entspricht 

im Vergleich zum Vorjahr einem Anstieg um 452 Millionen 

Euro bzw. 5,62 %: 

Ausgaben (Auszahlungen) für die Kinder- und Jugendhilfe 
in Bayern im Jahr 2024 nach Leistungsbereichen 

Absolute 
Ausgaben  

in EUR 

%-Anteil an 
abs. 

Ausgaben 

Kindertagesbetreuung 8.502.318.044 € 73,8 % 

Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche, Hilfe für junge Volljährige und vorläufige 
Schutzmaßnahmen 

1.969.796.548 € 17,1 % 

Jugendarbeit 350.491.281 € 3,0 % 

Jugendsozialarbeit 247.979.886 € 2,2 % 

Sonstige Aufgaben* 165.796.451 € 1,4 % 

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz, Förderung der Erziehung in 
der Familie 149.893.025 € 1,3 % 

Personalausgaben der Jugendhilfeverwaltung 
(nur bei kameraler Buchungssystematik) 127.093.344 € 1,1 % 

Mitarbeiterfortbildung 11.478.725 € 0,1 % 

Ausgaben/Auszahlungen insgesamt 11.524.847.304 € 100 % 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik: K5104C 202400 Kinder- und 
Jugendhilfe Ergebnisse: Ausgaben und Einnahmen 2024. Datenzusammen
stellung und eigene Berechnungen durch das ZBFS – Bayerisches Landesju
gendamt. 
*Sonstige Aufgaben des örtlichen und überörtlichen Trägers (Mitwirkung in 
Verfahren vor den Familiengerichten, Adoptionsvermittlung, Mitwirkung in 
Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz, Amtspflegschaft, Amtsvormund
schaft und Beistandschaft) sowie Ausgaben für sonstige Maßnahmen.

-
-

-

Betrachtet man die Ausgaben der öffentlichen Hand in 

Bayern 2024 für die Kinder- und Jugendhilfe exklusive der 

Ausgaben für die Kindertagesbetreuung im Vergleich zum 

Vorjahr, ergibt sich eine Ausgabensteigerung in Höhe von 

16,5 %, die sich folgendermaßen auf die Leistungsbereiche 

verteilt:
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Ausgaben (Auszahlungen) für die Kinder- 
und Jugendhilfe in Bayern  Jahr 2023 Jahr 2024 % Veränderung 

zum Vorjahr 

HzE / EGH (§ 35a) / Hilfe für junge Volljährige / 
vorläufige Schutzmaßnahmen 1.699.594.927 € 1.969.796.548 € 15,9 % 

Jugendarbeit 331.996.206 € 350.491.281 € 5,6 % 

Jugendsozialarbeit 166.091.770 € 247.979.886 € 49,3 % 

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz, 
Förderung der Erziehung in der Familie 130.152.468 € 149.893.025 € 15,2 % 

Mitarbeiterfortbildung 3.195.428 € 11.478.725 € 259,2 % 

Sonstige Aufgaben* 152.403.070 € 165.796.451 € 8,8 % 

Personalausgaben der Jugendhilfeverwaltung 
(nur bei kameraler Buchungssystematik) 111.136.440 € 127.093.344 € 14,4 % 

Ausgaben/Auszahlungen insgesamt 2.594.570.309 € 3.022.529.260 €  16,5 % 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik: K5104C 202400 Kinder- und 
Jugendhilfe Ergebnisse: Ausgaben und Einnahmen 2024. Datenzusammen
stellung durch das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt. 
*Sonstige Aufgaben des örtlichen und überörtlichen Trägers (Mitwirkung in 
Verfahren vor den Familiengerichten, Adoptionsvermittlung, Mitwirkung in 
Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz, Amtspflegschaft, Amtsvormund
schaft und Beistandschaft) sowie Ausgaben für sonstige Maßnahmen.

Absolut betrachtet sind die Mehrausgaben in Höhe von 

knapp 428 Millionen Euro hauptsächlich verursacht durch 

den Ausgabenanstieg bei den Hilfen zur Erziehung, Einglie

derungshilfen für seelisch behinderte Kinder und Jugend

liche, Hilfen für junge Volljährige und vorläufige Schutz

maßnahmen (Anstieg um 270 Millionen Euro). Relativ 

betrachtet sind die Ausgaben für die Mitarbeiterfortbildung 

am deutlichsten angestiegen (+ 259 %), gefolgt von den 

Ausgaben für die Jugendsozialarbeit (+ 49,3 %).2

2  Der Ausgabenzuwachs in der Kinder- und Jugendhilfe ist nicht nur auf den Ausbau der Leistungen oder höhere Inanspruchnahmezahlen zurückzuführen.  
Bemerkbar machen sich hier selbstverständlich auch Inflation bzw. gestiegene Löhne/Tarife. 

Die Ausgaben für die Hilfen zur Erziehung, Eingliederungs

hilfen für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, 

Hilfen für junge Volljährige und vorläufige Schutzmaß

nahmen werden differenziert nach Einzel- und Gruppen

hilfen (= 98,5 %) bzw. nach Ausgaben für Einrichtungen 

(= 1,5 %) ausgewiesen. Betrachtet man hier ausschließ

lich die Ausgaben für die Einzel- und Gruppenhilfen in 

Höhe von 1.940.991.347 Euro, so lassen sich diese folgen

dermaßen nach Leistungsbereichen differenzieren: 

Von den 1,94 Milliarden wird gut die Hälfte für Hilfen zur 

Erziehung verausgabt. Am stärksten fallen darunter die 

Ausgaben für die Heimerziehung ins Gewicht, gefolgt von 

den Ausgaben für sozialpädagogische Familienhilfe und 

den Ausgaben für die Vollzeitpflege. 

Mehr als ein Viertel (27,8 %) der Ausgaben entfallen auf 

Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII. Gut ein Zehntel 

wird für Hilfen für junge Volljährige ausgegeben und 7,2 % 

entfallen auf vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kin

dern und Jugendlichen nach § 42 SGB VIII. 

Ausgaben 2024 

Hilfen zur Erziehung (Ausgaben für 
Leistungen an Minderjährige) 1.058.825.086 € 54,6 % 

davon

andere Hilfen zur Erziehung 23.959.512 € 2,3 % 
Erziehungsberatung 14.119.552 € 1,3 % 
soziale Gruppenarbeit 9.222.072 € 0,9 % 
Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer 56.308.527 € 5,3 % 
sozialpädagogische Familienhilfe 178.784.812 € 16,9 % 
Erziehung in einer Tagesgruppe 64.053.020 € 6,0 % 
Vollzeitpflege 161.305.404 € 15,2 % 
Heimerziehung; Erziehung in einer sonst. 
betr. Wohnform  536.126.005 € 50,6 % 

intensive sozialpädagogische 
Einzelbetreuung 14.946.182 € 1,4 % 

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche 538.952.686 € 27,8 % 

Hilfen für junge Volljährige 203.467.365 € 10,5 % 

Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen 139.746.210 € 7,2 % 

SUMME 1.940.991.347 € 100 % 

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik: K5104C 202400 Kinder- und 
Jugendhilfe Ergebnisse: Ausgaben und Einnahmen 2024. Datenzusammen
stellung durch das ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt. 

Absolut betrachtet sind die Ausgaben für die Hilfen zur 

Erziehung, Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII und 

vorläufigen Schutzmaßnahmen in Bayern im Jahr 2024 um 

272 Millionen höher als im Vorjahr. Diese 272 Millionen 

verteilen sich folgendermaßen:

•  132 Millionen Mehrausgaben für Hilfen zur Erziehung 

für Minderjährige (Anstieg um 14,3 % im Vergleich 

zum Vorjahr)

•  69 Millionen Mehrausgaben für Eingliederungshilfen 

für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (An

stieg um 14,7 % im Vergleich zum Vorjahr)

•  37 Millionen Mehrausgaben für vorläufige Maßnahmen 

zum Schutz von Kindern und Jugendlichen (Anstieg um 

36,2 % im Vergleich zum Vorjahr)

•  34 Millionen Mehrausgaben für Hilfen für junge Volljäh

rige (Anstieg um 20 % im Vergleich zum Vorjahr)

Relativ betrachtet ist die Verteilung der Ausgaben im Jahr 

2024 vergleichbar mit der Ausgabenaufteilung im Jahr 

2023. 

S A B I N E 
N I E D E R M E I E R
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K O N F L I K T T R Ä C H T I G E  W E L T A N S C H A U L I C H E  G R U P P I E R U N G E N  ( K W G )

WELEX – KOSTENLOSER E-LEARNING-KURS FÜR 
FACHKRÄFTE DER ÖFFENTLICHEN KINDER- UND 
JUGENDHILFE 

Antidemokratische Haltungen, Verschwörungserzählungen und Radikalisierungstendenzen stellen Fachkräfte der Kinder- 

und Jugendhilfe zunehmend vor neue Herausforderungen. Immer häufiger werden sie mit weltanschaulich geprägten 

Familiensettings oder extremistischen Milieus konfrontiert – oft verbunden mit Fragen rund um das Kindeswohl und 

einer großen Unsicherheit im professionellen Umgang.

Diese Praxiserfahrungen stellten die Ausgangslage für die 

Entwicklung des Projekts WelEx dar. Schnell wurde klar: 

Es braucht in Jugendämtern feste, fachlich fundierte An

sprechpersonen, die in solchen Fällen Orientierung geben, 

sicher einordnen und ggf. zu spezialisierten Beratungsstel

len in der Region vermitteln können. Das Interdisziplinäre 

Zentrum für Radikalisierungsprävention und Demokratie

förderung e. V. (IZRD) entwickelte, gefördert durch das 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), den 

E-Learning-Kurs WelEx, um diese Lücke zu schließen 

– durch eine systematische, digitale Weiterbildung für 

Mitarbeitende, die Orientierung, Wissen und Handlungs

sicherheit im Themenfeld Extremismus und Jugendhilfe 

vermittelt.

Ziel ist es, bundesweit Fachkräfte zu qualifizieren, die in 

ihren Institutionen als WelEx-Beauftragte fungieren – mit 

fachlicher Tiefe, Haltung und verlässlichem Überblick über 

zentrale Anlaufstellen. Die Weiterbildung wird als modu

larer Online-Kurs angeboten, der flexibel und berufsbe

gleitend innerhalb von sechs Monaten absolviert werden 

kann.

Inhalte sind u. a. Grundlagen zu Ideologien und Milieus, 

rechtliche Rahmenbedingungen, Fallarbeit, Kommuni

kation mit Familien, interdisziplinäre Kooperation sowie 

Selbstreflexion und Haltung. Ein zentrales Anliegen ist 

zudem die Vermittlung von Vernetzungswissen – also der 

Kenntnis darüber, welche lokalen und überregionalen Un

terstützungsstrukturen im Bedarfsfall hinzugezogen wer

den können. Expertinnen und Experten aus Wissenschaft 

und Praxis bringen ihre Perspektiven ein – in Interviews, 

Videos oder Materialien.

WelEx wurde erprobt und in Zusammenarbeit mit Fach

kräften weiterentwickelt. Im Fachbeirat war auch das 

ZBFS – Bayerisches Landesjugendamt vertreten. So 

wurde sichergestellt, dass die Weiterbildung nicht nur the

oretisch fundiert, sondern auch praxisnah und anschlussfä

hig ist. Das Ziel ist eine starke Kinder- und Jugendhilfe, die 

auch in schwierigen Fällen handlungsfähig bleibt.

WelEx – Fakten kompakt

•  Zielgruppe: Fachkräfte in Jugendämtern und kommu

nalen Strukturen

•  Format: Modularer E-Learning-Kurs (60 Stunden), zeit- 

und ortsunabhängig, innerhalb von 6 Monaten 

•  Kosten & Zertifizierung: Kostenfrei; nach Abschluss 

erhalten Teilnehmende ein Zertifikat und können als 

WelEx-Beauftragte/WelEx-Beauftragter tätig werden

•  Projekt & Förderung: IZRD e. V., gefördert durch das 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)

• Start & Infos: Kursstart März 2026

–  Informationsvideo auf Youtube:  

https://tinyurl.com/3yct547w

–  Voranmeldung: Interessiertenliste unter:  

https://tinyurl.com/mthz9yuv 

T E A M 
K W G 
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PERSONALIA 

Informationen zu den Personalia werden online zur Verfügung gestellt.

Dabei finden Sie das aktuelle Verzeichnis der Mitglieder des Bayerischen Landesjugendhilfeausschusses unter 

www.blja.bayern.de/ueber-uns/ljha/mitglieder/ 

Die Adressen der Bayerischen Jugendämter sind hier veröffentlicht:

www.blja.bayern.de/institutionen-anlaufstellen/adressen-bayerische-jugendaemter/ 

Eine Übersicht über die Aufgaben in der Verwaltung des Bayerischen Landesjugendamts mit Telefonnummern 

und Angabe von Funktionspostfachadressen finden Sie unter

www.blja.bayern.de/ueber-uns/kontakt-fachteams/

ZU GUTER LETZT 

„Ich bin zutiefst überzeugt, dass es unendlich wichtig ist, vor allem

Kindern beizubringen, allem Leben gegenüber respektvoll zu sein.“

©  Jane Goodall (1934-2025), britische Verhaltensforscherin

https://www.blja.bayern.de/ueber-uns/ljha/mitglieder/
https://www.blja.bayern.de/institutionen-anlaufstellen/adressen-bayerische-jugendaemter/
https://www.blja.bayern.de/ueber-uns/kontakt-fachteams/
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Zentrum Bayern
Familie und Soziales

Bayerisches Landesjugendamt

Wollen Sie mehr über die Arbeit der
Bayerischen Staatsregierung erfahren?

BAYERN I DIREKT ist Ihr direkter Draht zur Bayerischen
Staatsregierung. Unter Telefon 089 122220 oder per
E-Mail an direkt@bayern.de erhalten Sie Informations- 
material und Broschüren, Auskunft zu aktuellen Themen
und Internetquellen sowie Hinweise zu Behörden,
zuständigen Stellen und Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern bei der Bayerischen Staatsregierung.

Dem Zentrum Bayern Familie und Soziales wurde
durch die berufundfamilie gemeinnützige GmbH die
erfolgreiche Durchführung des audit berufundfamilie
bescheinigt:
www.berufundfamilie.de 

Wenn Sie diesen Code mit der Kamera-App oder der 
QR-Scanner-App Ihres Smartphones scannen, werden 
Sie direkt zur Homepage www.blja.bayern.de geleitet.
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